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1 ZUSAMMENFASSENDE THESEN 
Hamburg hat der Welt 2015 anlässlich der Olympiabewerbung nachhaltige und für das 21. Jahrhundert an-
gemessene Vorstellungen für Verkehr und Stadtentwicklung präsentiert. Nach dem Mobilitätskonzept1 
soll der Verkehr klimafreundlich, effizient, sicher, stadtverträglich, verkehrssparsam, innovativ und bar-
rierefrei gestaltet werden. 

 
Es gibt in Hamburg konkrete Schritte, die in diese Richtung weisen: Der ÖPNV insbesondere auf der Schie-
ne wird von den Menschen immer stärker angenommen, sie fahren auch mehr mit dem Rad, im Hafen ge-
winnt der Transport mit der Bahn gegenüber dem LKW an Gewicht, Leercontainer werden auch auf Bar-
kassen transportiert.  

Mit einem riesigen Projekt wird die Schneise, die die Nord-Süd-Autobahn A7 durch die Stadt geschlagen 
hat, zwar noch einmal verbreitert, aber dann durch einen begrünten Deckel in ihrer Wirkung gemäßigt. 
Das ist ein Projekt, das von einer B¿rgerinitiative ăOhne Dach ist Krachò seit den 1990er Jahren ð mit Un-
terstützung auch des jetzigen Bürgermeisters ð vorangetrieben wurde. Den Fehler, der die mühsame, viele 
Hundert Millionen Euro verschlingende und doch nur notd¿rftige ăStadtreparaturò notwendig macht, hat 
der frühere Wirtschaftssenator Gedaschko auf den Punkt gebracht: 

ĂDas Grund¿bel ist eine falsche strategische Ausrichtung der Verkehrswege in dieser Stadt in der Vergangenheit. Es war 
völlig falsch zu sagen: Es muss jede Autobahn quer durch Hamburg gehen. Damit hat man künstlich einen Staubsauger-
Effekt für den gesamten Verkehr geschaffen. Und wenn auf einer der Autobahnen ein Stau entsteht, was täglich passiert, 
weicht sofort der ganze Verkehr mitten in die Stadt aus.ñ (Gedaschko, Die Welt, 7.7.2007) 

Die nun im Bundesverkehrswegeplan vorgesehene A26-Ost ð eine neue Autobahn quer durch Hamburgs 
Mitte, durch Wohngebiete und potenzielle Wohnbauflächen, durch noch erhaltene Naturgebiete, eine 
Konkurrenz zur übervollen S-Bahn ð erscheint demgegenüber als völlig aus der Zeit gefallen.  

In der Tat wäre sie nicht verständlich ohne ihre teilweise bis in die 1930er Jahre zurück reichende Ge-
schichte2. Im Schulatlas von 1943 war eine Autobahn mitten durch  das Reiherstiegviertel als Teil eines Au-
tobahnrings eingezeichnet; 1979 sollte sie als letztes vom Stadtautobahn-Programm verbliebenes Projekt 
durch den Wilhelmsburger Norden führen, mit der Hoffnung, dadurch den Ost-West-Verkehr durch die 
Hamburger Innenstadt zu bändigen; ab 2005 ging es angesichts des bis 2007 anhaltenden Containerbooms 
um den vermeintlich fortwährend wachsenden Hafenverkehr. 2008 stellte der damalige CDU-Senat die Li-
nienführung zur Disposition; der neue schwarz-grüne Senat veranlasste 2010, gegen den Willen der Bür-
ger*innengruppen3 und die deutliche Kritik der damaligen Internationalen Bauausstellung IBA Hamburg4, 
eine neue Linienbestimmung durch Moorburg und den Wilhelmsburger Süden. Diese nun A26 genannte 
Autobahn ist von der Bundesregierung am 3.8.2016 im Bundesverkehrswegeplan 2030 in den ăvordringli-
chen Bedarfò eingetragen worden. 

                                                             
1 BWVI 2015: Mobilitätskonzept, S.16, vgl. auch Hamburg, BSU, 2014  
2 Siehe Rothschuh, 2012 
3 Vgl. Für eine stadtverträgliche, nachhaltige und integrierte Verkehrsplanung für die Hamburger Elbinseln, 2007,  
4 IBA Hamburg 2012 
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Dies erscheint vielen Hamburger Politikerinnen und Politikern als ein solcher Erfolg, dass jede Diskussion 
über die verkehrlichen, ökologischen und städtebaulichen Folgen gemieden wird. Hamburg und die Ham-
burger Wirtschaft würde nahezu ohne eigene Kosten ein Milliarden schweres Bauprojekt bekommen, 
scheinbar vom Bund ăgeschenktò ð und einem geschenkten Gaul schaut man nicht ins Maul.  

Mit dieser West-Ost-Autobahn A26-Ost aber würde exakt der Fehler des Baus der Nord-Süd-Autobahn A7 
mitten durch die Stadt wiederholt! 

1. Der Hafenverkehr braucht keine neue Autobahn.  

Die Einstufung der Autobahn in den vordringlichen Bedarf wird von der Bunderegierung ausschließlich 
mit der Verbindung zum Seehafen Hamburg begründet. Die Planung ist seit 2005 von einer jährlichen 
Steigerung des Containerumschlags um 10%, einer entsprechenden Steigerung des Hafenverkehrs sowie 
dem Neubau von ein bis zwei Containerterminals (CT) ausgegangen. Tatsächlich bleiben sowohl Contai-
nerumschlag als auch LKW-Verkehr auf den wichtigsten Hafenrouten seit 10 Jahren auf gleichem Niveau, 
die Terminal-Planungen wurden aufgegeben. Für 2015 waren für den Containerumschlag Hamburgs 18 
Mio. TEU prognostiziert, es ist gerade einmal die Hälfte umgeschlagen worden. Dementsprechend sinken 
auch die für die A26-Ost prognostizierten LKW-Verkehrsstärken: Hamburg war bei der Planung für 2025 
von ca. 13.000 LKW je Tag ausgegangen, im BVWP-Dossier des Bundesverkehrsministeriums werden für 
2030 nun 5.100 LKW je Tag erwartet, von denen vielleicht 2-3.000 mit dem Hafen zu tun haben. Es er-
scheint absurd,  für weit mehr als die angegebenen 900 Mio. Euro eine vierspurige Autobahn für 2 bis 3.000 
LKW von und zum Hafen zu bauen.  

Die A26-Ost hat keine wesentliche Bedeutung für den Seehafen-Hinterlandverkehr. Eine Autobahn durch 
den Südteil des Hafens ist kein Ersatz für die über die Köhlbrandbrücke führende Haupt-Hafenroute, die 
im Koalitionsvertrag des SPD-Grünen-Senats 2015 zu Recht ăLebensader des Hafensò genannt wird. 

Für die Seehafenanbindung muss diese Haupt-Hafenroute erhalten und verbessert werden: im Westen 
durch die Nachfolgelösung für die Köhlbrandbrücke, für die der Senat zu Recht eine finanzielle Unterstüt-
zung des Bundes anstrebt; im Osten durch eine getunnelte Südanbindung des Veddeler Damms an die A 
252, wie sie bei der Olympiaplanung entwickelt wurde5. Für die Stärkung der Haupt-Hafenroute bei Scho-
nung der Wohngebiete, nicht aber für eine A26-Ost, die als Seehafenanbindung keine Relevanz hat, 
braucht Hamburg Geld vom Bund. 

2. Die A26-Ost zieht Pendlerverkehr  von der S-Bahn auf die Straße. 

Nach der Beschreibung im BVWP-Dossier führt die A26-Ost zu 68 Mio. PKW-Kilometer/Jahr durch die Au-
tobahn ăinduziertem Verkehrò und von anderen Verkehrstrªgern ăverlagertem Verkehrò. Das ist Verkehr, 
der ohne die neue Autobahn nicht auf der Straße wäre. Das ist fast so viel PKW-Verkehr, wie er für die 
A26-Ost veranschlagt ist. Man sät Autobahnen und erntet mehr Motorisierten Individualverkehr (MIV), 
der die Straßen und Plätze im Ballungsraum Hamburg verstopft und die Luft verpestet. Der Bundesver-
kehrswegeplan sieht durch neue Autobahnen erzeugten zusätzlichen Straßenverkehr aber nicht als Scha-
den an, sondern hat dafür eine neue Nutzen-Kategorie geschaffen: ăImpliziter Nutzen durch zusªtzliche 
Mobilitªtò. F¿r die A26-Ost wird dieser ăNutzenò mit 490 Mio. Euro beziffert! 

Im Wesentlichen würde dieser Verkehr von der parallelen S-Bahn auf die Autobahn abgezogen werden. 
Für den Hamburger Straßenverkehr hat eine zusätzliche Autobahn durch Hamburg überhaupt keinen 
Nutzen. 

Vielmehr widerspricht sie diametral den von Hamburg formulierten Grundsätzen einer nachhaltigen, kli-
mafreundlichen, stadtgerechten und verkehrssparsamen Gestaltung der Mobilität.  

Alternativen sind der Ausbau des Schienenpersonennahverkehrs (SPNV) durch eine attraktivere und ver-
stärkte S-Bahn und Regionalbahn (Metronom), eine bessere Anbindung der Stationen per Bus und Fahrrad 

                                                             
5 Masterplan Kernbereich Kleiner Grasbrook Hamburg. Hamburg, S.150  
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sowie eine Verlängerung der U-Bahn 4 über Wilhelmsburg nach Harburg. 

3. Die A26-/ÓÔ ÉÓÔ ËÅÉÎ ȵ,İÃËÅÎÓÃÈÌÕÓÓȰ ÉÍ !ÕÔÏÂÁÈÎÎÅÔÚȢ 

Die Autobahn ist kein notwendiger "Lückenschluss" zwischen A7 und A1, wie Hamburg in der Anmeldung 
der A26-Ost geschrieben hat. Hamburg und sein Hafen sind gut versorgt mit einem Autobahnnetz in alle 
Richtungen, das durch den derzeitigen Ausbau der A7 noch leistungsfähiger wird. Wenige Kilometer wei-
ter südlich verknüpft zudem das Maschener Kreuz die A7 mit der A1. Die Erfahrung zeigt: Eine Großstadt 
wird besser über Autobahnen umfahren als mit Autobahnen durchschnitten. Sonst holt man sich immer 
mehr MIV mitten in die Stadt.  

4. Eine zusätzliche Autobahn durch die Stadt gefährdet Wohnungsbau und Stadten t-
wicklung.  

Die Bundesregierung hat zu Recht die noch im Entwurf des Bundesverkehrswegeplans behauptete ăsehr 
hohe stªdtebauliche Wirkungò der A26-Ost gestrichen. Für die Bewohner der durch die Autobahn durch-
schnittenen Stadtteile Moorburg und Wilhelmsburg verschlechtern sich die Lebensbedingungen. Die 
Großsiedlung Kirchdorf-Süd mit 6.000 Menschen wäre eingequetscht in ein Autobahndreieck. Keine Straße 
würde zurück gebaut. Lediglich die B73 in Harburg würde eine gewisse Entlastung erfahren, aber durch 
deren Lage neben der Bahn behält sie ihre Zerschneidungswirkung für Harburg. 

Die Autobahn A26-Ost verhindert die innere Stadtentwicklung und dringend benötigten Wohnungsbau, 
wie ihn die IBA und die Handelskammer unmittelbar an (Hauland) bzw. auf der Trasse (neben der Korn-
weide) vorgesehen haben. Verhindert würde auch die Umwandlung des Gewerbegebiets südlich der 
Kornweide in ein ăurbanes Gebietò S¿derelbe. 

Die Alternative ist zusätzlicher Wohnungsbau, der weitgehend ohne PKW auskommt, weil er mit ÖPNV 
insbesondere auf der Schiene angebunden ist, wodurch sowohl Harburg als auch Wilhelmsburg nachhaltig 
vom Autoverkehr entlastet werden und an Lebenswert gewinnen.  

5. Die A26-Ost gefährdet Natur -, Umwelt - und Klimaschutz.  

Die vom Gesetz geforderte Strategische Umweltprüfung ist auf der Datengrundlage des BVWP nicht mög-
lich. Zudem hat eine ernsthafte Prüfung von vernünftigen Alternativen nicht stattgefunden. 

Alle Daten zum Schutz von Umwelt und Klima sprechen gegen die Autobahn. Es gibt entgegen der in der 
Anmeldung genannten Zielsetzung mehr Schadstoffbelastung, mehr CO2-Ausstoß, mehr Lärm und mehr 
Flächenverbrauch, weshalb u.a. das Umweltbundesamt den Bau dieser Autobahn A26-Ost ablehnt. Bei der 
überwiegend aufgeständerten Autobahn werden Lärm und Schadstoffe über Moorburg, Wilhelmsburg und 
Harburg verbreitet.  

Naturschutz und Artenschutz werden durch die Autobahn erheblich gefährdet. NABU und BUND nehmen 
deshalb kritisch Stellung und erwägen zu Recht eine Klage gegen die A26-Ost.  

6. Ein realistisches Nutzen -Kosten-Verhältnis liegt eher unter 1,0 als bei 3.3.  

Das Nutzen-Kosten-Verhältnis (NKV) ist im BVWP mit 3,3 beziffert. Tatsächlich ist der Nutzen auch nach 
den Regeln des BVWP zu hoch angesetzt, insb. bei dem mit fast 500 Millionen Euro behaupteten ăimplizi-
ten Nutzen durch mehr Mobilitªtò.  

Die genannten Kosten berücksichtigen weder Preissteigerungen noch die Regeln kostenstabilen Bauens. 
Zieht man als Referenzprojekt die neue Wilhelmsburger Reichsstraße heran ð sie ist von der DEGES im 
Verbund mit der A26-Ost auf dem gleichen Baugrund geplant ð und betrachtet deren Kostensteigerung be-
reits lange vor ihrer Fertigstellung von 2009 mit dem Bund vereinbarten 67 auf derzeit 235 Mio. Euro, 
ergibt sich für die A26-Ost ein Nutzen-Kosten-Verhältnis unter 1,0. Entsprechend den Forderungen des 
Bundesrechnungshofs ist eine neue Berechnung der Kosten erforderlich.  
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Resümee  

1. Notwendig ist eine Neuberechnung der Kosten nach dem gegenwärtigen Planungsstand, den Regeln des 
kostenstabilen Bauens und anhand der Erfahrungen mit dem parallelen Bauprojekt der B75 Wilhelmsbur-
ger Reichsstraße. 

2. Notwendig ist eine kritische Prüfung der Prognosen sowohl für den Containerumschlag, Hafenverkehr 
sowie allgemeinen Verkehr 

3. Erforderlich ist ein Sondergutachten zum ăinduzierten Verkehrò und ăimpliziten Nutzenò auf der A26-
Ost. 

4. Ein Gesamtmobilitätskonzept muss aus den Anregungen des Gesamtmobilitätskonzepts für den Süderel-
beraum (Röhling, 2012) anhand der aktuellen Entwicklungen erarbeitet werden. 

5. Besonders wichtig ist ein kurzfristiges, mittelfristiges und langfristiges Konzept für einen ÖPNV, der für 
alle geeignet ist. 

 

Die A26-Ost darf nicht gebaut werden. Stattdessen sind die Alternativen vo ran zu bringen:  

¶ Planung einer Nachfolge der Köhlbrandbrücke mit Hilfe von Bundesmitteln,  
¶ Anbindung der Haupt-Hafenroute an die B75 durch einen Tunnel sowie  
¶ Verstärkung der S-Bahn und Erweiterung des ÖPNV. 

 



2 DATEN ZUR GESCHICHTE DER HAFENQUERSPANGE 

1939ff Autobahn durch Wilhelmsburg als Teil einer Ringautobahn  

1939 Reichsautobahn-Ringe um Berlin und Hamburg  

1943 Im Schulatlas ist geplante Autobahn durch das Reiherstiegviertel eingezeichnet. 

Der damals geplante Ring um Hamburgò umfasste auch Autobahnen durch Bahrenfeld und Wilhelmsburg, 
die erst 1938 Teil von Hamburg wurden. Die A26-Ost, die von der Handelskammer  als Schritt zu einem Au-
tobahnring mit Ausbau angesehen wurde, wäre ebenso wie jetzt die A7 eine Hamburg mitten durch-
schneidende Trasse ð und die A7 soll derzeit eine ăStadtreparaturò durch einen Deckel erfahren. Der reale 
großräumige Autobahnring ist Maschen ð Bargteheide (A1) ð Bad Segeberg (A21) ð Bad Bramstedt (künfti-
ge A20) ð Maschen (A7).  

1970ff Diskussion um Generalverkehrsplan mit Stadtautobahnen 

1970ff. Planungen für eine Autobahn von Stade bis zur A1 am Südrand des Harburger Hafens mit Anschluss 
an die A1 an einem AD Hamburg-Neuland 

1973 Stadtautobahnplanungen kreuz und quer durch Hamburg (u.a. unter der Alster, Zuschüttung des 
Isebekkanals, Altona-Anschluss an A7) 

1973 Widerstand gegen Stadtautobahnen ăEine Autobahn mitten in der Stadt - ihr spinnt ja.ò 

1974 Fertigstellung Köhlbrandbrücke und Elbtunnel A7 

Die Stadtautobahnen wurden heftig diskutiert; in der SPD setzte sich die auf Stadtentwicklung orientierte 
Gegnerschaft gegen Stadtautobahnen durch ð aber das galt nur für den Raum nördlich der Elbe. Wilhelms-
burg und der Hafen erschienen als Gebiet, in dem es keinen Widerstand geben würde.  

1979ff. Hafenquerspange als vermeintliche Entlastung der Hamburger Innenstadt   

1979 Planung ăHafen-Autobahnò (Georgswerder und ăBaumwalltunnelò, Baumwalltunnel wird nicht vom 
Bund bezahlt, Widerstand aus Wilhelmsburg) 

1979 Autobahn durch Wilhelmsburg soll Ottensen und Stresemannstraße entlasten 

1984 ăKeine Autobahnquerverbindungò ð Zusage des Bürgermeisters von Dohnanyi 

1987 Veddel B 4/75-Verkehr auf Autobahn A252 verlagert 

1993 Hafenquerspange als A252 zwischen Georgswerder und Waltershof im Bundesverkehrswegeplan im 
vordringlichen Bedarfò  

1998-2002 Diskussion um Linienbestimmung der HQS 

1999 Machbarkeitsstudie zur Privatfinanzierung: Anschubfinanzierung >65% notwendig, aber nicht zuläs-
sig 

2001-2002 Die Zukunftskonferenz Wilhelmsburg legt Alternativen zur HQS vor. 

2003 Hafenquerspange im Bundesverkehrswegeplan ăweiterer Bedarf mit Planungsrecht 

2005 Linienbestimmung durch den Bund auf der Nordtrasse 

Gutachten zeigen später, dass auch eine Hafenquerspange im Norden Wilhelmsburgs keine relevante Aus-
wirkung auf den Verkehr in der Innenstadt hätte.  
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2005ff . Hafenquerspange mit Privatfinanzierung  zur Bewªltigung des ăContainerboomsò 

2005 Prognose des Senats6 für 2015 ca. 18,1 Mio. TEU (Ist 2015 8,9 Mio. TEU), Baubeginn geplant 2010:  

ĂAus hamburgischer Sicht ist die Wirtschaftlichkeit des Vorhabens dadurch völlig unstrittig, dass die zukünftige stürmi-
sche Entwicklung des Hafens speziell im Containerverkehr nur dann problemlos bewältigt werden kann, wenn die HQS 
spätestens 2015 dem Verkehr zur Verfügung steht.ñ  

2006 Studie des IHV (Industrieverband Hamburg) zur LKW-Verkehrsflussoptimierung im Hamburger Ha-
fen: Hafenquerspange nützt wenig und kostet viel. 

2007 Hamburg erwirbt anteilig DEGES zum Erreichen hoher Akzeptanz der Planungen beim Bund und vor 
Ort, zunächst bei A7 sodann anderen Infrastrukturprojekten 

 
2008 (Januar) CDU-Senat kündigt mit dieser Skizze neue Linienbestimmung an.7 

2008 Koalition CDU/GAL für Hafenquerspange in neuer Lage 

2008 Der CDU-Grüne-Senat gibt DEGES Planungsauftrag für Fernstraßen im Hamburger Süden 

2008 (August) Machbarkeitsstudie zur HQS als ÖPP-Modell empfiehlt auf der Nordtrasse mautfanzierte 
HQS mit Sperrung der Köhlbrandbrücke für LKW>12t sowie 50% Anschubfinanzierung durch den Bund.  

2009ff. Planung der Südtrasse der HQS 

2009 DEGES Projektstudie zur Wilhelmsburger Reichsstraße (WRS) und Hafenquerspange 

2009 (März) Entscheidung Senatorin Hajduk (Grüne) und Senator Gedaschko (CDU) zu HQS und WRS8  

2009 (4.4. und 30.10.) Große Demonstration gegen Autobahnpläne durch HQS und Ausbau und Verlegung 
der Wilhelmsburger Reichsstraße (WRS)   

                                                             
6 Bürgerschafts-Drucksache 18/3226 vom 22.11.2005 
7 Bürgerschafts-Drucksache 18/7723 vom 11.1.2008 
8 Skizze aus: Hamburger Abendblatt 5.3.2009 
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2009 (Juni bis November) ăBeteiligungsprozess Verkehrsplanung im Hamburger S¿denò 

2009 (Oktober) Finanzierungsvereinbarung zur WRS zwischen Bund und Hamburg 

2010 Hamburg beantragt Linienbestimmung für Süd-Trasse der Hafenquerspange 

2011 Planfeststellungsverfahren WRS 

2011 (SPD-Senat) Linie wird durch Bundesverkehrsministerium bestimmt. 

2012: TCI/Röhling: Gesamtmobilitätskonzept für den Süderelberaum, Endfassung 

2013 SPD-Senat Anmeldung der Hafenquerspange in der Südtrasse beim Bundesverkehrswegeplan 2030 

2013 Planfeststellungsbeschluss WRS, Baubeginn; Bau bis ca. 2019 (geplant war bis März 2013)  

2015 Koalitionsvertrag SPD-GRÜNE: für A26-Ost mit Bedingungen, für Beteiligung der Öffentlichkeit vor 
Festlegung von Verkehrsprojekten 

2016 HQS als A26 im Bundesverkehrswegeplan und Fernstraßen-Bedarfsplan, ăVorrangiger Bedarfò 

2017 Planfeststellungsverfahren zur A26-Ost 

Die Privatfinanzierungspläne bestehen auch 2017. Es gibt zwei Modelle: Finanzierung durch eine Sonder-
maut f¿r PKW und LKW (ăF-Modellò) und das Verfügbarkeitsmodell (V-Modell), nach dem ein Privatfinan-
zierungskonsortium unabhängig ist vom jeweiligen Verkehrsaufkommen. In beiden Fällen muss es zuvor 
eine Wirtschaftlichkeitsberechnung geben.  

2017 Auslegung der Planfeststellungsunterlagen zur A26-Ost 

Ausgelegt ist der Abschnitt 6a zwischen A7 und der Anschlussstelle in Moorburg, in Frage steht aber zu-
gleich die gesamte Trasse. 

Einwendungen gegen die A26-Ost (aktueller Stand: www.verkehrswende-hamburg.net ) 

 

http://www.verkehrswende-hamburg.net/
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3 WILHELMSBURGER*INNEN UND DIE HAFENQUERSPANGE  

3.1 Was in Hamburg nicht geht, machen wir in Wilhelmsburg  

Der Senat will am 24.Juli 1979 einen Generalverkehrsplan (GVP) verabschieden. Von der Ost-West-Straße 
soll ein ăBaumwalltunnelò am Spreehafen in eine ăHafen-Autobahnò einm¿nden, die von der A1 ¿ber das 
Reiherstiegviertel und den Hafen bis Waltershof zur A7 führt, Baubeginn ca. 1981.  

Unter dem Titel ăNeuer Elbtunnel und Autobahn durch den Hafenò schreibt Egbert Hoffmann im Hambur-
ger Abendblatt (HA):  

Ă1975 lag der GVP zum erstenmal Senat und Bezirken vor. Vier Bezirke stimmten zu, drei lehnten ab wegen der Stadt-
autobahnen, gegen die sich wachsender Bürgerzorn richtete. Bürgerinitiativen formierten sich, und auch in den Parteien 
herrschte permanenter Streit um die Notwendigkeit von Stadtautobahnen. Der Senat drückte sich um klare Entschei-
dungen. Heute nun nimmt er einen neuen Anlauf. Der GVP prªsentiert sich stark Ăabgemagertñ, von Stadtautobahnen ist 
kaum noch die Rede. Sie stehen nur noch dort zur Diskussion, wo sie nicht kollektiven Bürgerzorn auslösen. Beispiels-
weise im Hafen.ñ (HA, 24.7.1979) 

Und eben in Wilhelmsburg, wo die Autobahn durch das Reiherstiegviertel f¿hren soll. ăWilhelm Burgò, wie 
er sich nennt, kontert in der Wilhelmsburger Zeitung mit einem Leitartikel: 

 ĂMit Elan und Geld hat sich der Hamburger Senat nun des Problems Wilhelmsburgs angenommen: Nach Pilotstudie 
und Stadtteilkonzept kamen die Zusagen, ... Bau des B¿rgerhauses, Ausbau der ĂHonigfabrikñ usw. Na also, haben da 
viele Wilhelmsburger gesagt, es geht doch, wenn auch sehr spät. Fraglich ist nur, ob der Einsatz von finanziellen Mitteln 
sich hierfür überhaupt noch lohnt, denn nun haben die Verkehrsplaner eine borstige Katze aus dem Sack gelassen: 
Durch das Reiherstiegviertel wird bald eine Autobahn gebaut. Welche Folgen das für ein Wohngebiet hat, kann sich je-
der Wilhelmsburger im Reiherstiegviertel leicht vor Augen führen: Ein Blick nach Neuhof genügt. Da haben unsere Ver-
kehrsplaner ein beispielhaftes Projekt vorgeführt; man baut eine Brücke über den Köhlbrand und bindet sie durch eine 
großzügig ausgebaute Straße auf Stelzen durch ein Wohngebiet an. Der Verkehr rollt. Und verändert natürlich die 
Wohnqualität auf Neuhof: Von den einigen hundert Neuhöfern ist niemand mehr da, die Häuser fallen der Spitzhacke 
zum Opfer.ñ (Wilhelmsburger Zeitung, 27.7.1979) 

Die ăHafen-Autobahnò, spªter ăHafenquerspangeò, spºttisch ăHafenquerschlangeò, ăHafenquerzangeò und 
mittlerweile scheinbar neutral ăA 26-Ostògenannt, schließlich 2016von der DEGES in Werbeabsicht ăHa-
fenpassageò getauft, war in den Köpfen.  

Der Ton, der die Debatte bis heute bestimmen sollte, war angeschlagen: Die ăHafenò-Querspange führt 
mitnichten allein durch den Hafen, sondern durch Wohngebiete und droht die Lebensqualität Wilhelms-
burgs zu zerstören. Und der Unterton: Was die in Hamburg ð und gefühlt gehört Wilhelmsburg immer 
noch nicht richtig dazu ð nicht haben wollen, verschieben die nach Wilhelmsburg.  

Die Hafenquerspange ist seit mehr als drei Jahrzehnten eine zentrale Forderung der Hamburger politi-
schen Klasse, aller Senate gleich welcher Couleur, der Handelskammer, des Hamburger Abendblatts, der 
Wirtschaftsverbände und des ADAC. CDU, FDP und SPD wetteifern jeweils darum, wer am meisten für die 
Hafenquerspange getan habe, die GRÜNEN zeigen sich in Oppositionszeiten als engagierte und ideenreiche 
Kritiker, in den Koalitionen mit SPD und CDU schlucken sie die vermeintliche ăKrºteò oder lassen sie unter 
ihrer Obhut gedeihen.  

3.2 $ÉÅ (ÁÆÅÎÑÕÅÒÓÐÁÎÇÅ ÉÓÔ ÄÉÅ ȵ,ĘÓÕÎÇȰ ɂ aber was ist das Problem?  

Auch ein großer Teil der Hamburger wird wohl sagen: ăJa, die Hafenquerspange brauchen wirò. Aber wo-
f¿r eigentlich? Vier Stichworte schieben sich in den Vordergrund: (1) ăfehlende Querverbindungò, (2) 
ăschwere Unfªlle auf der StresemannstraÇeò, (3) ăStau auf der Kºhlbrandbr¿ckeò (4) ăwie kommen die 
Container aus dem Hafen?ò.  

(1) Bei den von Hamburg ausgehenden sternförmigen Autobahnen sind die Querverbindungen zwischen 
A1 und A7 problematisch, weil sie durch Wohngebiete führen. Aber das gilt vor allem für Hamburgs Nor-
den, wo die Bewohner aus guten Gründen neue Autobahnen ablehnen. Diese Verbindung zu ersetzen 
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durch eine Querspange im Süden ist ziemlich absurd, da A1 und A7 schon im Süden aufeinander treffen. Es 
gibt schon bald den ăgroÇenò Autobahnring Maschen-A7-Bad Bramstedt-A20- Bad Segeberg-A21-
BargteheideA1-Maschen. In den Köpfen aber bleibt: Hamburg braucht einen Autobahnring. 

(2) Anlässlich der Trauerfeier für die 1991 auf der viel befahrenen Stresemannstraße getötete neunjährige 
Nicola fordert ein CDU Politiker eine ăEntlastung der StresemannstraÇeò.  

ĂDazu brauchen wir die Hafenquerspange vom Autobahndreieck Georgswerder nach Waltershof und den groÇen Ring 
um die Stadtñ.(HA, 29.8.1991)  

Mit der Ursprungsidee eines Baumwalltunnels wäre eine Entlastung durchaus denkbar gewesen. Damals 
ging es eigentlich um eine modernisierte Fassung des Alten Elbtunnels mitten in der Stadt, nun aber nicht 
für Pferdefuhrwerke und mit Fahrstühlen. So sollten Fahrten z.B. über die Stresemannstraße zum Elbtun-
nel der A7 vermieden werden. Diesen Baumwalltunnel hat man nicht gebaut, aber nicht deshalb, weil 
Hamburg nun bessere Lºsungen gefunden hªtte, sondern weil kein ăGeld vom Bundò kam. Daraufhin hat 
Hamburg die vierte Elbtunnelröhre, wieder weit weg von der Innenstadt, beantragt. Wie nun aber eine Au-
tobahn südlich der Norderelbe den Verkehr auf der Stresemannstraße oder Ost-West-Straße nachhaltig 
vermindern könnte, ist weder zu begreifen noch nachzuweisen. Aber in den Köpfen bleibt: Die Hafenquer-
spange entlastet die Straßen in der Innenstadt.  

(3) Der ăStau auf der Kºhlbrandbr¿ckeò ist ein Dauerthema der Presse wie der Alltagsgesprªche gewesen. 
Bilder vom Stau konnte man in den Medien weltweit finden, auch wenn sie, wie das folgende Bild,  häufig 
aus den Archiven von z.B. 2007 entnommen sind.  

 
Archivbild in aller Welt abgedruckt 

Deshalb brauchen wir die Hafenquerspange, heißt es dann und:  

ĂAnsonsten drohe der Verkehrsinfarkt des StraÇennetzes.ñ (Die Welt, 12.12.2008)  

Hans-Jürgen Maass ist mit einem wirkungsvollen Vortrag auf einer Einwohnerversammlung von Zukunft 
Elbinsel Wilhelmsburg und einem ăPixi-Buchò (Maass, 2007) dem Stau buchstäblich nachgegangen bis 
dorthin, wo er entsteht: an einer Ampel des verwirrenden ăWaltershofer Kringelsò vor dem Zolldurchlass, 
wo jeder LKW kontrolliert werden muss. Die Lösung, die er aufzeigt, ist klar und einfach: ein ziemlich klei-
ner Umbau der Straße, dann die Auflösung des Zolls und schließlich eine vereinfachte Anbindung der 
Köhlbrandbrücke an die Straßen. Denn ein Stau entsteht nicht da, wo die LKW stehen, sondern vor einem 
Flaschenhals. Tatsächlich wurde der Kringel umgebaut, der Zoll vereinfachte sein Verfahren, die Auflö-
sung des Freihafens wurde für 2013 beschlossen, die Staus sind weitgehend Vergangenheit. Aber in den 
Köpfen bleibt: Die Hafenquerspange brauchen wir gegen den Stau auf der Köhlbrandbrücke.  
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(4) Bis 2007 stieg der Containerumschlag von Jahr zu Jahr, erwartet wurde eine Vervielfachung. 

 
Hafen Marketing 2007 

Ob man die Probleme ausgerechnet durch eine Autobahn über den Köhlbrand lösen könnte, war höchst 
fraglich. Eine Studie des Industrieverbandes Hamburg von 2006 hielt jedenfalls eine Bündelung von relativ 
kostengünstigen Maßnahmen, u.a. einer elektronischen Verkehrslenkung, für erheblich zielführender rea-
listischer umzusetzen und natürlich kostengünstiger.  

Im Herbst 2010 schließlich legte die Hamburg Port Authority (HPA) einen Masterplan zum Straßenverkehr 
im Hafen (HPA, 2010)  vor, nach dem auch bei erheblicher Vermehrung des Containerumschlags Engpässe 
auf Straßen des Hafens auch ohne eine Hafenquerspange gelöst werden könnten.  

Aber auch hier bleibt in den Köpfen: Die Hafenquerspange brauchen wir für den Hafenverkehr, warum 
heißt sie denn sonst Hafenquerspange? Wenn konkrete Probleme und das Milliardenprojekt Hafenquer-
spange sowohl in ihrer möglichen Effizienz wie ihrer Umsetzbarkeit so weit voneinander entfernt liegen, 
stellt sich die Frage, warum wird an der Hafenquerspange fest gehalten? Eine Antwort dafür ist: das Geld.  

3.3 Geld sparen? ɂ das ist zu teuer  

Ein Beispiel: Gegenüber der Verkehrsbehörde schlagen Bewohner vor, den Verkehr auf der geplanten neu-
en Wilhelmsburger Reichsstraße auf 50 km/h zu begrenzen und ohne Standstreifen zu bauen, so würde die 
Straße leiser, sicherer, es gäbe weniger Versiegelung und sie würde auch billiger. Dies ruft Entsetzen bei 
den Behördenvertretern hervor, wegen der Kosten. Wegen der Kosten - bei einem Vorschlag, der Millio-
nen spart? Ja, denn es geht nicht um die Höhe der Kosten sondern darum, wer sie bezahlt. Die Behörde 
sagt, eine auf 50km/h begrenzte Straße müsste Hamburg bezahlen, der Bund zahle nur Straßen mit Auto-
bahncharakter. Sparsame Politik heißt für einen Landespolitiker nicht, wenig Geld auszugeben, sondern 
mºglichst viel Geld des Bundes oder der Europªischen Union ănach Hamburg zu holenò. Da kann er dann 
durchaus stolz sein, wenn das Projekt teurer wird: je teurer, desto mehr Geld hat er vom Bund geholt.  

3.4 Autobahnen zahlt der Bund, gute Verkehrslösungen zahlt Hamburg selbst € •   

Eine Schlüsselrolle spielt der Bundesverkehrswegeplan.  

Beim Baumwalltunnel ebenso wie bei der Hafenquerspange oder der Wilhelmsburger Reichsstraße, geht es 
um Straßen in Hamburg, die Hamburg für seine eigenen Interessen bauen wollte. Zahlt Hamburg selbst, 
kann es dies nach eigenen Bedürfnissen und Vorstellungen tun. Will Hamburg aber den Straßenbau vom 
Bund bezahlen lassen, muss es den Bund überzeugen, dass es sich um eine Bundesfernstraße handelt, die 
dringend gebaut werden muss. 

Ein Neubau wird 2013 von den Ländern für den ab 2015 geltenden Bundesverkehrswegeplan angemeldet 
und nach einem Nutzen-Kosten-Verhältnis geprüft (je mehr und schneller ð desto besser; je mehr Kosten ð 
desto schlechter; je mehr Umweltbelastung ð desto schlechter; je mehr Verknüpfung mit dem Fernstra-
ßennetz ð desto besser).  

Will man also eine Querung des Köhlbrands für vielleicht 15.000 LKW, dann hat man nur Chancen zur Auf-
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nahme in den Bundesverkehrswegeplan, wenn man gleichzeitig 50.000 oder mehr PKW auf diese Straße 
bringt. Das sind vor allem Pendler, die sonst mit entsprechendem Angebot auf die Bahn gelockt werden 
könnten. Behauptet werden muss in der Planung zudem die weit über Hamburg hinaus reichende Bedeu-
tung der Hafenquerspange, insbesondere deshalb, weil der Bundesrechnungshof 2001* gerügt hat, dass 
Hamburg den stadtpolitisch interessanten Projekten den Vorrang gegenüber den für den Bund wichtigen 
Vorhaben gäbe.  

Die Projekte werden zwischen den Ländern und dem Bund ausgehandelt und in den Bedarf des Bundes-
verkehrswegeplans eingestellt oder auch nicht. Geld kann es nur geben, wenn das Projekt in den vordring-
lichen Bedarf eingestuft ist. Aber bei weitem nicht alles, was im dringlichen Bedarf steht, wird auch ge-
baut; oft fehlen die Mittel, manchmal stoppen die Gerichte ein Vorhaben. Neben dem dringlichen Bedarf 
gibt es noch einen ăweiteren Bedarfò (finden wir gut, kann aber auch warten) oder den ăweiteren Bedarf 
mit Planungsrechtò (den Bau bezahlt der Bund nicht, aber das Land darf gerne auf eigene Kosten weiter 
planen).  

Um ăGeld vom Bund zu holenò, wird eine Autobahn Hafenquerspange angemeldet, obwohl man integrierte 
Verkehrskonzepte bräuchte, die Stadt- und Verkehrsplanung zusammenbringen, die Pendler von der 
Straße auf die Schiene locken, die Containertransporte auf Wasserwege verlagern und Fußgänger wie Rad-
fahrer begünstigen.  

Um das ewige Drängen nach dem für die Stadtentwicklung schädlichen Großprojekt Hafenquerspange zu 
beenden, bedarf es einer Änderung der Regeln. Deshalb hat 2012 der Konvent für Baukultur in seinem 
ăHamburger Appellò auf Anregung von Zukunft Elbinsel Wilhelmsburg gefordert: ăDer Bundesverkehrs-
wegeplan soll ermöglichen, dass anstelle von einzeln geplanten Fernstraßen integrierte Verkehrslösungen 
finanziert werden.ò*  

3.5 Keine Autobahn durch Wilhelmsburgs Norden ɂ die Hafenquerspange 1939 ɂ
2008  

1939: Schon in den Reichsautobahnplanungen von 1939 ist ein Autobahnring um Hamburg herum vorge-
sehen. Ein Teil davon sollte eine Autobahn mitten durch das Reiherstiegviertel sein, die sogleich in den 
Schulatlanten und damit im Bewusstsein einer Schülergeneration eingezeichnet wurde.  

1958: Der Spiegel vom 29.10.1958 lästert über den Ersten Bürgermeister Max Brauer, der die Pläne seines 
Bausenators Nevermann für Stadtautobahnen ablehnt, ausgerechnet in der Zeit der als fortschrittlich gel-
tenden ăautogerechten Stadtò:  

ăĂDie ganze Idee ist groteskô, polterte Brauer im ĂVorwªrtsô, Ăsie w¿rde die menschliche Siedlung in einer 
Großstadt unter diesem Autonetz begraben, das über die Köpfe der Einwohner hinweggeht ... Diese Vor-
schläge zeugen im Grunde nur davon, dass die Techniker vor den Verkehrsproblemen Bankrott machen, 
weil sie das Auto f¿r wichtiger halten als den Menschenôò.  

1973: Bei den bürgerlichen Hamburgern kommt die Kritik erst auf, als es um ihre Stadtteile geht, wie zum 
Beispiel beim Isebekkanal, der f¿r eine Autobahn zugesch¿ttet werden sollte. ăB¿rger gegen Betonò, titelt 
die ZEIT 1973 (Ernst, 2013).  

1979: So werden Baumwalltunnel und Hafenautobahn auch zu einem Ersatz für verhinderte Stadtautobah-
nen nördlich der Elbe. In Wilhelmsburg gibt es einhellige Beschlüsse von Ortsausschuss und Bezirk gegen 
die Pläne, bald auch Demonstrationen und Protestveranstaltungen.  

1984: Der Erfolg der Proteste erscheint als greifbar. Der Erste Bürgermeister von Dohnanyi verkündet auf 
einer Protestversammlung in Wilhelmsburg, die Autobahn-Querverbindung Waltershof/Veddel sei kein 
aktuelles Thema mehr. Mit der Aufgabe des Baumwalltunnels habe das Projekt keine Dringlichkeit mehr.  

Aber die Verkehrsbehörde plant weiter die Hafenquerspange  

1990 wird die Umgehung Veddel eingeweiht. Die B4/75 soll endlich nicht mehr mitten durch die Veddel 
führen. Die neu gebaute A252 bei Georgswerder ist zugleich ein erster Teilabschnitt der Hafenquerspange.   
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1992 steht die Hafenquerspange im vordringlichen Bedarf des Bundesverkehrswegeplans, Geld für den Bau 
gibt es trotzdem nicht.  

1996 wird die Hafenquerspange als Verbindung von A7 und A24 (Berliner Autobahn) für eine gewisse Zeit 
in das Transeuropäische Netz aufgenommen, ohne dass dies eine Wirkung auf die Finanzierung gehabt 
hätte.  

1999 legt die Baubehörde nach mehrjähriger Planung ihren Linienvorschlag für eine Hafenquerspange vor. 
Sie hat sich zwischen vier Varianten (Nord, S¿d, Diagonale West, Diagonale Ost) f¿r die Trasse ăNordò ent-
schieden. Die Trasse Diagonale Ost, bei der die Wilhelmsburger Reichsstraße (WRS) durch eine neue Auto-
bahn entlang der Bahn ersetzt werden sollte, lehnt sie ab:  

ăAn mehreren der Bahnlinie am nªchsten gelegenen Wohnhªusern sind bereits heute so hohe Lªrmvorbe-
lastungen (tags und nachts bis über 70 dB(A)) vorhanden, dass weitere Lärmerhöhungen nicht vertretbar 
sindò (Baubehörde, 1999).  

2000 mischen sich die Bewohnerinnen und Bewohner der Elbinsel verstärkt in die Planungen ein. Bei der 
Linienbestimmung sprechen sich die Wilhelmsburger um das FORUM Wilhelmsburg grundsätzlich gegen 
die neue Autobahn aus.  

Diese setzen mit Protestdemonstrationen unter dem Motto ăZukunftsplan statt Autobahnò eine groÇe 
halbjährige Zukunftskonferenz durch. 2001 In der Zukunftskonferenz schlägt das Pendel zum klaren NEIN 
gegen die Pläne aus. Sie wird wesentlich zu einer intensiven Lern- und Ideenwerkstatt für Verkehrslösun-
gen ohne neue Autobahnen: Thematisiert werden Zusammenhänge zwischen Verkehrs- und Stadtplanung, 
alternative Transportwege auf Wasser, Schiene und in Tunneln, Verkehrslenkungssysteme, die Auflösung 
des Freihafens und neue Nutzung der Wasserlagen. Man konnte im ăWeissbuchò der Zukunftskonferenz-
gut begründet sagen: Diese Hafenquerspange braucht Hamburg nicht und sie schadet der Stadtentwick-
lung der Elbinsel ebenso wie der ganzen Stadt.  

2002 gründen Akteure der Zukunftskonferenz den Verein ăZukunft Elbinsel Wilhelmsburgò. Der Verein 
verknüpft das NEIN zur Autobahn eng mit dem JA zu einer lebendigen Entwicklung der Insel, konzentriert 
auf die Öffnung und Nutzung des Spreehafens für die Wilhelmsburger. Die jährlichen Spreehafenfeste sind 
immer auch lebendiger Protest gegen die Autobahnpläne, die in Hochlage über den Spreehafen verlaufen 
sollte . Sie verankern im Bewusstsein nicht nur der Wilhelmsburger, sondern auch der Gäste aus dem 
Hamburg nördlich der Elbe sowie den Behörden-, Firmen- und Parteivertretern: Die Ufer gehören zur El-
binsel dazu. Der Hafen ist auch Raum für Lebendiges, Freizeit, Kultur und Natur, die sich dort selbst er-
schafft. Eine ăHafenòquerspange findet nicht in einem leblosen Hafen statt, sondern berührt das Leben auf 
der Insel und ihren Bezug zu Hamburg.  

2003 findet im Vorfeld der Internationalen Bauausstellung (IBA) eine Internationale Entwurfswerkstatt für 
die Elbinsel statt. Wilhelmsburger, insbesondere aus Zukunft Elbinsel Wilhelmsburg, wirken direkt mit an 
den Tischen der internationalen Stadtplaner. Die Hafenquerspange ist eine Planungsvorgabe des Oberbau-
direktors Walter, aber kaum ein Planer beachtet diese, da eine Autobahn kaum zu den teilweise kühnen 
Stadtentwicklungsideen passt. 

Im gleichen Jahr fällt die Hafenquerspange im Bundesverkehrswegeplan auf den Status ăweiterer Bedarf 
mit Planungsrechtò zur¿ck. Die gr¿ne Bundestagsfraktion mit der Hamburger Landesvorsitzenden Anja 
Hajduk schreibt das ihrem Einfluss in der rot-grünen Bundesregierung zu. 2005 versucht der Hamburger 
CDU-Senat einen neuen Anlauf. Mit dem Rückenwind des damals rapide steigenden Containerumschlags 
erscheint ihm eine Mautlösung als erreichbar. HOCHTIEF oder eine vergleichbare Privatfirma würde die 
HQS teilweise vorfinanzieren und dann müssten alle Fahrzeuge 30 Jahre lang für die Benutzung der Straße 
eine Maut bezahlen. Die RealisierungsGesellschaft Hamburg (ReGe) mit ihrem Chef Hartmut Wegener wird 
mit der Feinplanung beauftragt; der Bund gibt eine Machbarkeitsstudie in Auftrag. Die Mautpläne, bei de-
nen ăAusweichstreckenò bis hin zur Wilhelmsburger Mitte ebenfalls mit einer Geb¿hr belegt werden sol-
len, bieten viele Ansätze zum Spott, zumal der vom Senat als Vorbild genannte Lübecker Herrentunnel 
sich als Flop erweist. 
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3.6 *ÅÎÓÅÉÔÓ ÄÅÒ ȵÁÕÔÏÇÅÒÅÃÈÔÅÎ 3ÔÁÄÔȰȡ !ÌÔÅÒÎÁÔÉÖÅÎ ÚÕÒ (ÁÆÅÎÑÕÅÒÓÐÁÎÇÅ 

2006 wird eine Studie des Industrieverbandes Hamburg bekannt, in der der Verkehr im Hamburger Hafen 
untersucht wird ð er läuft insgesamt relativ reibungslos, es gibt aber einige behebbare Schwachstellen ð 
und Problemlösungsmöglichkeiten eruiert werden. Dabei schneidet die Hafenquerspange im Nutzen-
KostenVerhältnis erheblich schlechter ab als schnell realisierbare und relativ kostengünstige Verkehrs-
lenkungsmaßnahmen. Zukunft Elbinsel Wilhelmsburg bringt diese Studie in den politischen Diskurs um 
die Hafenquerspange ein.  

2007 spitzt sich die Auseinandersetzung zu: Eine von Zukunft Elbinsel Wilhelmsburg im Bündnis mit vielen 
anderen initiierte  Karnevalsdemonstration ăWir sind schon daò als Antwort auf den ăSprung über die El-
beò nimmt die Hafenquerspange, Hafenquerschlange und Hafenquerzange ins Visier.  

Aktivitäten des Vereins Zukunft Elbinsel Wilhelmsburg und seiner Mitglieder sind außerdem u.a. 

Å eine kritische Denkschrift zur Hafenquerspange (Rothschuh,2007) ,  

Å Vorbereitung einer Diskussion im Wirtschaftsausschuss der Bürgerschaft (Wirtschaftsausschuss, 
2007) über die Hafenquerspange und mögliche Alternativen, 

Å intensive Gespräche mit der planenden stadteigenen Realisierungsgesellschaft Hamburg (ReGe), 

Å die aktive Teilnahme an einem IBA Labor Hafen-Logistik-Stadt (IBA Hamburg, 2008) , 

Å Vortrag und Diskussion zur HQS bei der Einwohnerversammlung vor der Bürgerschaftswahl 2008.  

Im Senat herrscht Unbehagen, weil eine Autobahn in Hochlage quer zwischen Hamburg und Wilhelmsburg 
und der propagierte ăSprung ¿ber die Elbeò kaum zusammen passen, allenfalls wªre eine Tunnellºsung zu 
akzeptieren.  

Am Ende des Jahres wird klar: Eine aufgeständerte Autobahn über den Spreehafen ist nicht akzeptabel. 
Tunnelpläne unter dem Spreehafen, die als Alternativen von der ReGe untersucht wurden, aber sind so 
teuer, dass eine so gebaute Autobahn weder durch Maut zu finanzieren wäre noch eine Chance auf ein an-
nehmbares Nutzen-Kosten-Verhältnis in dem nächsten Bundesverkehrswegeplan hätte.  

2008 beginnt mit einem Paukenschlag: Am 18. Januar 2008, kurz vor den Neuwahlen, entwickelt sich eine 
Podiumsdiskussion der Architektenkammer zur Hafenquerspange zum Show Down für die Planungen der 
Hafenquerspange. ăZu teuerò, heiÇt es einhellig von der Behörde wie von der mit der Planung beauftrag-
ten ReGe. 

3.7 Der kurze Moment des Sieges über die Hafenquers chlange  

Es wird nun klar: Es wird ð wenn nichts dazwischen kommt ð keine Autobahn am Reiherstiegviertel geben. 
Damit war auch der Weg frei für das Verschwinden des Zollzauns und die Öffnung des Spreehafens. 

Jetzt war der Zeitpunkt f¿r eine ăSiegesfeierò der Elbinseln: Ihre aktiven Bewohnerinnen und Bewohner 
hatten die Hafenquerschlange besiegt, die seit Jahrzehnten das Leben im Stadtteil bedrohte, die alternati-
ve Konzepte verhinderte, die Flächen, die für landschaftliche Entwicklung oder Wohnen geeignet waren, 
brach legte, die den Wilhelmsburgern in die Ohren zischte, dass sie weniger wert seien als die Bewohner in 
den bürgerlichen Stadtteilen, durch die man nie mehr Stadtautobahnen bauen würde.  

Es war die Zeit für das Innehalten der Politik, für einen Neuanfang der Verkehrsplanung: ein nachhaltiges 
Verkehrskonzept, Verlagerung von Containertransporten auf das Wasser, besseren ÖPNV, Fährverbindun-
gen zwischen Wilhelmsburg und der inneren Stadt, ein Fahrradprogramm wie ein Wohnprogramm, das es 
lebenswert macht, ohne Auto zu leben. Vor allem: Zeit für einen Neuanfang, für eine wirkliche kooperati-
ve Planung von Bewohnerinnen und Bewohnern mit Stadt- und Verkehrsplanern, mit der Politik und der 
Verwaltung.  

Aber schon am gleichen Tag, dem 18. Januar 2008, wird eine Bürgerschaftsdrucksache veröffentlicht, die 
wieder die alten Trassenpläne Süd, Nord, Diagonale West und Diagonale Ost zeigen. Der IBA-Chef Hellweg 
stellt sich in seinem Vortrag vor der Architektenkammer hinter die Diagonale West und propagiert eine 
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Ringlösung über diese Trasse, die die Wilhelmsburger Reichsstraße als durchgehende Straße entbehrlich 
machen soll. Die Behörde ihrerseits prüft schon wieder eine Südtrasse und eine Diagonale Ost mit einer an 
die Bahn verlegten Wilhelmsburger Reichsstraße.  

3.8 Mit Schwarz -Grün zurück zu den Autobahnplänen des 20. Jahrhunderts  

In die Bürgerschaftswahlen 2008 ging die Parteivorsitzende Hajduk hinein mit der massiven Ablehnung 
der Hafenquerspange, aus den Koalitionsverhandlungen mit der CDU kommt sie heraus als erste grüne, für 
den Verkehr zustªndige Senatorin mit einem Vertrag, nach dem ăinnerhalb von 3 bis 6 Monaten Lºsungen 
für zwei Ost/West-Straßenverbindungenò gepr¿ft werden sollen.  

ĂDie GAL vertritt die Auffassung, dass bei zwei StraÇen die Nordtrasse als ert¿chtigte StadtstraÇe und die S¿dtrasse als 
Autobahn gebaut wirdñ, heiÇt es darin. (CHU und GAL, 2008)   

Der enge Zeitplan bedeutete, dass sich die Senatorin für Stadtentwicklung und Umwelt Hajduk, die wenig 
vertraut war mit den Mechanismen einer Verkehrsbehörde, auf die Beamten ihrer Behörde und die Kom-
petenz der DEGES verlassen musste, die schon zuvor ins Boot geholt wurde. Die DEGES ð eine privatrecht-
liche, aber dem Bund und einer Reihe von Ländern gehörende Fernstraßenplanungsgesellschaft ð war nun 
an Bord und übernahm mehr und mehr das Steuer der Planung und die Vermarktung ihrer Autobahnpro-
jekte.  

Die Botschaft der selbstbewussten Senatorin: Wir wollen die Verlegung der Wilhelmsburger Reichsstraße - 
und die Hafenquerspange prüfen wir vertragsgemäß, aber sie würde schon nicht so schnell kommen und 
vielleicht ja auch gar nicht.  

Die DEGES   war schon dabei, die Diagonaltrasse Ost zu planen, in der ein Neubau der Wilhelmsburger 
Reichsstraße als Autobahn Teil der Hafenquerspange sein sollte.  

So kam es im Herbst 2008 keineswegs zum Schulterschluss zwischen Behörde und Wilhelmsburgern für 
das vermeintlich einzigartige Projekt der Zusammenlegung von zwei Lärmtrassen zu einer, wie es Ober-
baudirektor Walter propagierte, sondern zur Konfrontation, bei der sich nun mit den ăEngagierten 
Wilhelmsburgernò auch die einmischten, deren Hªuser direkt an der Bahntrasse und damit in unmittelba-
rer Nähe zur geplanten Autobahn lagen.  

3.9 Bürger *innen -Beteiligung?  

2009 wurde das Jahr der Konfrontation zwischen den Wilhelmsburgern und ausgerechnet einer grünen 
Senatorin.  

Nach einer ersten Einwohnerversammlung , in der ein Netz von Autobahnen  (verlegte WRS + HQS) massiv 
abgelehnt wurde, stellte die Senatorin Hajduk (Grüne) zusammen mit dem Wirtschaftssenator Gedaschko 
(CDU) ausgewählten Pressevertretern im März 2009 ihren Plan vor:  

 (HA 5.3.2009) 
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Der ăTrick mit dem Abbiegeverbotò (HA, 5.3.2009) zwischen neu gebauter WRS und einer Hafenquerspange 
sollte beide Themen voneinander lösen, Autobahnstandard aber sollten beide behalten.  

Die Senatorin stellte sich den Bewohnern in mehreren Einwohnerversammlungen, bot schließlich einen 
Beteiligungsprozes an, behielt sich aber vor, an der Beteiligung vorbei zur Verlegung der Wilhelmburger 
Reichsstraße Entscheidungen zu treffen. Das tat sie dann auch im Oktober 2009 und überrumpelte die 
Teilnehmer des Beteiligungsprozesses mit einer Finanzierungsvereinbarung zwischen Bund und Hamburg. 
Danach sollte die WRS noch vor dem Beginn der Internationalen Gartenschau (igs) aus dem für sie vorge-
sehenen Gelände verschwinden. Ihre Fertigstellung wird jetzt für 2019, also sechs Jahre nach der Garten-
schau, erwartet. 

Es gab keine ergebnisoffene Bürgerbeteiligung, es gab auch während der wenigen Monate keine Verhand-
lungen zwischen Politik und BürgerInnen, aber es gab durchaus interessante Diskussionen und Präsentati-
onen.  

3.9.1 Erklärung der Bürgergruppen  

Die beteiligten Bürgergruppen mit Ausnahme des Beirats Veddel (Runder Tisch Moorburg, Beirat für 
Stadtentwicklung Wilhelmsburg, SGM Am Radeland/ BI Lärm macht krank Harburg, Ständiger Gesprächs-
kreis Moorburg, Verein Kirchdorfer Eigenheimer, Verein Zukunft Elbinsel Wilhelmsburg e.V.) übergaben 
bei der Versammlung am 9.11.2009 der Senatorin öffentlich eine Erklärung ab, in der es u.a. heißt:  

2009 war und ist eine außergewöhnliche Hoch-Zeit der Beteiligung der Bürger südlich der Norderelbe, an der Gestaltung 
der Zukunft ihrer Stadtteile  

1. Mit einer Vielzahl von lebendigen Aktionen in Wilhelmsburg, Georgswerder, Kirchdorf, Harburg, Moorburg, der Ved-
del, Finkenried, der Wilhelmsburger Mitte und der Hamburger Innenstadt, mit vielen hundert engagierten Menschen, mit 
zwei großen Demonstrationen von ein- bis zweitausend Menschen, mit lebhaften Versammlungen der Bürgerinnen und 
Bürger, mit Unterschriftensammlungen und eigenen Vorschlägen zur weiteren Entwicklung, haben die Menschen ihr 
Nein zu den vorgelegten Autobahnplänen und ihr Engagement für eine lebenswerte Zukunft nicht nur für ihre Stadtteile, 
sondern zugleich für ganz Hamburg öffentlich gezeigt.     

2. Der formelle ĂBeteiligungsprozessñ wurde von den B¿rgerinnen und B¿rgern erstritten und begr¿Çt!  

Das Verfahren ist den Anforderungen an eine ergebnisorientierte Bürgerbeteiligung aber nicht gerecht geworden. Die 
Bürger haben sich in ihrer Freizeit mit ungeheurem Aufwand, ergebnisorientierter Arbeit und gründlich erarbeiteten Vor-
schlägen kritisch und konstruktiv beteiligt. Die politische Leitung der BSU hat sich aus dem Ringen um gemeinsame Lö-
sungen mit den BürgerInnen überwiegend heraus gehalten. Es gab mit Unterstützung durch den intensiv arbeitenden 
Moderator und durch die Vertreter der Firma Super-Urban, immer mehr Ansätze eines Dialogs zwischen BürgerInnen 
und einer Reihe von engagierten BehördenvertreterInnen und Politikern sowie Vertretern von Institutionen.  

Aufgrund unzureichender Rahmenbedingungen und Zeitvorgaben konnte dieser Dialog nicht zu einem Konsens und 
Kontrakt führen. Parallel zum Verfahren hat die Behörde ihre Pläne Schritt für Schritt weitergeführt bis der Bund eine Fi-
nanzierungszusage erteilte. Das Ergebnis des Beteiligungsverfahrens wurde  nicht abgewartet. 

Ansätze von Transparenz wurden durch unzureichende Informationen zum tatsächlichen Stand der Projekte überdeckt. 
Der Abschluss eines Kontrakts ist nicht möglich, weil es keine Verhandlungen gab.  

Zur Hafenquerspange erklären die Gruppen: 

Es gibt keinen Nachweis für die Notwendigkeit einer neuen Autobahn durch den Hafen und die Elbinseln (so genannte 
Hafenquerspange). Ihr Schaden überwiegt einen möglichen Nutzen. 

Eine Ost-West-Autobahn entlastet die Hamburger Innenstadt nicht. 

Die für 2025 angenommenen Verkehrsverhältnisse erfordern nicht den Bau einer neuen Autobahn (HQS). 

Eine Ost-West-Autobahn ist für den Hafenverkehr nicht notwendig, sondern es gibt Alternativen mit einer stadtverträgli-
chen Optimierung der vorhandenen Straßen. 

Eine Ost-West-Autobahn schließt keine Autobahnnetzlücke. Eine Umfahrung über Maschen bzw. Kaltenkirchen (A20) ist 
stadtverträglicher und zugleich zumutbar. 

Eine Ost-West-Autobahn belastet ganz Hamburg und vor allem Bostelbek, Moorburg und die Elbinseln mit erheblichem 
zusätzlichem Verkehr und damit auch mit zusätzlichem Lärm, CO2 und Feinstaub. 
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Eine neue Autobahn ist wirtschaftlich nicht vertretbar, bringt geringen Nutzen für die Benutzer und großen Schaden für 
die Umwelt und die AnwohnerInnen. 

Ohne den Nachweis der unabweisbaren Notwendigkeit darf es keine Weiterführung der Planungen für eine Autobahn-
querspange geben. 

Zugleich stellen sie Maßstäbe für eine nachhaltige Verkehrsplanung auf: 

6. Wir brauchen ein integriertes Gesamtmobilitªtskonzept é f¿r die Elbinseln, einschlieÇlich des Hafens sowie  dem 
Hamburger Süden. 

Eine nachhaltige Verkehrsgestaltung verbessert Lebensverhältnisse der BewohnerInnen und  macht damit die Stadtteile 
attraktiv für neu Hinzuziehende. 

Eine Analyse und die darauf folgende Planung umfassen alle Verkehre im Gebiet. 

Verkehrsplanung von Stadt und Hafen werden zu einer Einheit zusammen geführt. 

Verkehrsplanung und Stadtentwicklung werden in Einklang gebracht. 

Eine nachhaltige Verkehrsplanung berücksichtigt die langfristigen finanziellen, ökologischen 

und sozialen Kosten für die Bürgerinnen und die Stadt. 

7. Zentrale Ziele sind 

Å Erhaltung und Verbesserung der Elbinseln als Wohnorte. 

Å Verkehrsplanung und Stadtentwicklung werden in Einklang gebracht. 

Å Eine nachhaltige Verkehrsplanung ber¿cksichtigt die langfristigen finanziellen, ºkologischen und sozialen Kosten f¿r 
die Bürgerinnen und die Stadt. 

Å Sicherung der Zukunft Moorburgs als Wohnort. 

Å Entlastung der Wohngebiete insbesondere vom Schwerlastverkehr. 

Å Effektiver Schutz vor Lªrm und anderen Schadstoffen. 

Å Es darf keine Bevorzugung von Wohngebieten wie Othmarschen, die man vor Lªrm und Zerschneidung schützen 
müsse, gegenüber Wohngebieten südlich der Norderelbe geben. 

Å Die bestehenden Wohngebiete d¿rfen nicht durch Verkehrs-Trassen abgewertet werden. 

Å Die Verkehrsplanung darf auf bereits benachteiligte Stadtteile, nicht zusªtzlich benachteiligend wirken (Zerschnei-
dungseffekte, Segregation, Unwirtlichkeit). 

3.9.2 Position des Amtes Verkehr der Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt im  

ȵ-ÅiÎÕÎÇÓÂÉÌÄȰ 

Am Rande des Verfahrens hat der Verhandlungsleiter Markus Birzer  eine online-Befragung durchgeführt 
zu von ihm ausgewählten Statements. In diesem Meinungsbild vom 13.11.2009 hat das Amt für Verkehr 
(Klaus Franke) u.a. zu folgenden Punkten seine Zustimmung erklärt:  

1 INTEGRIERTES GESAMTMOBILITÄTSKONZEPT 

1.1 Für den Süderelberaum wird ein integriertes Gesamtmobilitätskonzept entwickelt 

1.1.1 Das Konzept wird bis zum November 2010 ausgearbeitet. 

1.1.3 Das Konzept wird federführend von der BSU ausgearbeitet und von einem externen Verkehrsgutachter begleitet 
und beurteilt.  

1.1.5 Im Konzept werden u. a. die aktuellen Gutachten und Konzepte für Straße und Schiene im Rahmeneines integrier-
ten gesamtheitlichen Verkehrskonzeptes zusammengeführt. 

1.1.6 Das Konzept befasst sich mit dem Verkehr im Bezirk Harburg, den Gebieten der Regionalausschüsse Wilhelms-
burg und Veddel sowie in Finkenwerder.  

1.1.7 Die betroffenen Akteure, insbesondere die Bürger in den betroffenen Stadtteilen, werden durch umfassende und 
transparente Bürgerbeteiligung an der Erarbeitung des Mobilitätskonzeptes beteiligt, die bereits in der Phase der Zielde-
finition und Klärung des Rahmens beginnt.  

1.1.10 Die Ziele orientieren sich an den verkehrspolitischen Zielen der BSU, wie sie f¿r Hamburg als ĂEuropean Green 
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Capital 2011ñ formuliert wurden. Sie definieren den Hamburger S¿den in diesem Sinne als Modellregion.  

1.1.12 Die Sicherung von Umwelt und Wirtschaft sowie soziale Aspekte müssen im Mobilitätskonzept angemessen be-
rücksichtigt werden 

1.1.13 Das Konzept hat die Aufgabe, die unterschiedlichen Anforderungen von Mobilität und Umweltschutz ï
insbesondere den Schutz der Wohngebiete sowie der Gesundheit der Menschen ï auszubalancieren 

1.1.16 Das Konzept ist verkehrsartenübergreifend angelegt und berücksichtigt é 

- PKW, LKW, Schwerlastverkehr 

- ÖPNV, MIV, nichtmotorisierten Verkehr 

- Hafenverkehr, Stadtverkehr, Fernverkehr 

- Schienengüterverkehr und Hafenbahn 

- Personen- und Güterverkehr auf dem Wasser 

- Autobahnen und Bundesfernstraßen, Hauptverkehrsstraßen der Stadt, 

- Bezirksstraßen, HPA-Straßen. 

1.1.18 Für das Konzept werden die Bedarfszahlen, wie z.B. zum künftigen Hafenverkehr, zusammengestellt und die 
Quell- und Zielverkehre genau erfasst.  

1.1.21 Im Konzept werden die Auswirkungen der Planungen auf das Straßennetz sowie auf die vorhandenen Wohnquar-
tiere dargestellt. 

ZUR HAFENQUERSPANGE:  

3.1.5 Der Schwerlastverkehr muss durch gezielte Maßnahmen aus den Wohngebieten herausgehalten werden 

3.3 Die Südvariante der Hafenquerspange wird weiter umfassend geprüft. Dabei sollen insbesondere die im Beteili-
gungsverfahren genannten Aspekte näher untersucht werden 

3.3.4 Auch die Variante einer Führung nördlich um Moorburg ist zu prüfen.  

3.3.5 Auswirkungen durch Tunnelbau und Lärm sowie Feinstaub auf Anwohner im Bereich Kornweide. 

3.3.7 Die künftige städtebauliche Situation der Brücke(n) im Bereich Kattwyk soll geprüft werden.  

3.3.8 Integration der Maßnahme in ein Gesamtmobilitätskonzept für den Süderelberaum bis Ende 2010 

3.3.10 Als besondere Lärmschutzmaßnahme ist auch die Absenkung der Trasse in bestimmten Bereichen zu überprü-
fen.  

3.3.11 Die Entlastungswirkung für den Bereich Harburg/Bostelbek muss detailliert überprüft werden, insbesondere im 
Hinblick auf die umweghafte Linienführung der Südvariante 

3.3.12 Weiterhin gilt es zu überprüfen, welche Aspekte im Zusammenhang mit der Südvariante zu einer bestmöglichen 
Bündelung der Verkehre führen und durch welche Maßnahmen der Verkehr aus den Wohngebieten herausgehalten 
werden kann. 

3.3.13 Die Südvariante der Hafenquerspange ist für die Hafenwirtschaft von großer Bedeutung und sollte zügig realisiert 
werden, ohne dabei aber die wichtigen sozialen und ökologischen Belange außer Acht zu lassen.  

3.3.16 In die Überprüfung muss auch die Variante über die A253 und die Neuländer Straße mit einbezogen werden.- 
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4 VON DER LINIENBESTIMMUNG 2010  BIS ZUR PLANFESTSTELLUNG 2017  

 
(cc) Rothschuh: Akteure im Planungsprozess 

Planungen und Entscheidungen finden in einem komplexen Prozess mit vielfältigen Reibungsflächen statt. 
Hier sollen nur einige Akteure  skizziert werden: 

Die Behörde für Wirtschaft, Verkehr und Innovation unter dem Senator Horch ist vor allem unterteilt in 
die Bereiche Verkehr unter der operativen Leitung des Staatsrats Rieckhof und den Bereich Wirtschaft. 
Innerhalb des Amtes V (Verkehr) gibt es den Bereich Bundesfernstraßen, der eine Zwitterstellung hat, weil 
er zugleich  Auftragsverwaltung des Bundes ist. Im Bundestag und Bundesrat liegen 2017 Entwürfe für eine 
Grundgesetzänderung vor, in der die Verhältnisse zwischen Bund und Ländern in Bezug auf Autobahnen 
und Bundesstraßen neu geregelt werden sollen. 

Eine besondere Stellung hat auch die Planfeststellungsbehörde, die eine Abteilung im Rechtsamt ist und 
zum Bereich Wirtschaft gezählt wird, aber formell nicht weisungsgebunden arbeitet.  

Die Hamburg Port Authority ist eine Anstalt Öffentlichen Rechts und plant und baut ăihreò StraÇen (vgl. 
Grafik in 5.1.1) wie z.B. Veddeler Damm und Köhlbrandbrücke, selbst, wird aber zugleich als Unternehmen 
der Stadt von der Wirtschaftsbehörde gesteuert.   

Das Bundesministerium für Verkehr und Innovation (BMVI) ist für die Finanzierung der Autobahnen und 
anbaufreien Strecken der Bundesfernstraßen, wie z.B. der Wilhelmsburger Reichsstraße zuständig. Der 
Bundesverkehrswegeplan (BVWP)wird von der BWVI vorbereitet und der Bundesregierung zur Beschluss-
fassung vorgelegt. Er stellt den Bedarf fest, der dann rechtliche Wirkung erlangt durch einen Bedarfsplan, 
der vom Bundestag und Bundesrat beschlossen wird. Umgesetzt wird dieses dann in einen Straßenbauplan 
im Rahmen des Bundeshaushalts. 

Eine Sonderrolle hat die REalisierungsGEsellschaft REGE, bekannt durch die Vorbereitung  von Airbus in 
Finkenwerder, sowie eine Zeitlang zuständig für die Elbphilharmonie und die Hafenquerspange. Diese soll 
jetzt in einer Zwischenrolle zwischen HPA und DEGES die Hafenbelange in die Planung einbringen.  

Das faktische Zentrum der Planung aber ist die DEGES, die dem Bund und den Ländern gehört und privat-
rechtlich organisiert ist. Sie verfügt über viel Geld, viel Personal, Beziehungen und hat damit Macht, zumal 
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sie selbst nicht unmittelbar parlamentarisch kontrolliert wird. In ihrem Aufsichtsrat sitzt sowohl ein Ver-
treter des Bundesverkehrsministeriums als auch der Hamburger Behörde für Wirtschaft, Verkehr und In-
novation.  

 

4.1 Linienbestimmung 2010/2011  

 

4.1.1 Auslegung und Einwendungen  

Während die Linienbestimmung der Nordtrasse ca. 1998 begann und 2005 mit der endgültigen Linienbe-
stimmung endete, ging es dieses Mal erheblich schneller. Im Februar 2010 legte der CDU-Grüne Senat den 
Antrag der Bürgerschaft vor, nachdem die Bezirke nur einen Tag Beratungszeit dazu bekamen, am 
31.3.2010 beriet die Bürgerschaft. Die Öffentliche Auslegung der Umweltverträglichkeitsprüfung erfolgte 
vom  18.10.2010 bis 18.11. 2010, die Stellungnahmen konnten eingebracht werden bis zum 30.11.2010. Die 
Einwender erhielten weder eine Eingangsbestätigung noch eine Antwort.  

4.1.2 Beschluss des Bundesverkehrsministeriums  

Der Beschluss wird in einem Schreiben vom 15.2.201 mitgeteilt. Dieses Schreiben erhält aber erst am 
14.3.2011 einen Eingangsstempel der BSU, Amt für Verkehr und Straßenwesen. Dazwischen lagen die Wah-
len in Hamburg mit dem Regierungswechsel von der CDU-Regierung Ahlhaus zur SPD-Regierung Scholz, 
der am 7.März 2011 gewählt wurde sowie Beratungen zwischen der neuen Landesregierung und dem Bun-
desministerium.  

Der Beschluss wurde nach Anfrage beim Bundesverkehrsministerium von diesem zur Verfügung gestellt. 
Auszüge daraus: 
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4.1.2.1 Name und Anschlussstellen 

 

4.1.2.2 Abstufung der B73 

Die B73 soll zwischen der AS Heimfeld und der A253 Harburg Mitte abgestuft werden und keine Bundes-
straße mehr sein.  

4.1.2.3 Kostenersparnis  

 

4.1.2.4 Naturschutz(siehe Kap. 9.4) 

 

4.2 Hamburgs Anmeldung der HQS zum Bundesverkehrswegeplan , 2013 

Ab 2012 stand die Anmeldung der Bundesländer für den BVWP 2015 bzw. nach seiner späteren Benennung 
ăBVWP 2030ò an.  

4.2.1 Hamburgs Antrag ohne Öffentlichkeitsbeteiligung  

Die wichtigste politische Entscheidung zur Hafenquerspange während der SPD-Regierung war die Ham-
burger Anmeldung zum Bundesverkehrswegeplan mit dem Ersuchen, diese vom weiteren Bedarf zum vor-
dringlichen Bedarf aufzustufen. Diese wurde mit den Wirtschaftsverbänden, vorbereitet, nicht aber mit 
der Öffentlichkeit.  

Der Oppositionsabgeordnete Till Steffen (Grüne) fragt 2012 zweimal (Drucksache 20/4535 und 20/4844)   
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ĂIn welcher Weise und wann soll die ¥ffentlichkeit f¿r die Anmeldung von MaÇnahmen f¿r den Bundesverkehrswegeplan 
2015 einbezogen werden?ñ  

Die Antwort ist knapp und abweisend   

ĂDer Bundesverkehrswegeplan ist ein Planungsinstrument des Bundes. F¿r den Bundesverkehrswegeplan (BVWP) 
2015 wird der Bund eine Beteiligung der Öffentlichkeit durchführen. Darüber hinaus ist eine gesonderte Öffentlichkeits-
beteiligung bei der Anmeldung Hamburger MaÇnahmen nicht vorgesehen.ñ (Drucksache 20/4844) 

Versprochen wurde eine Öffentlichkeitsbeteiligung durch den Bund, die formal 2016 durchgeführt wurde. 
Hier aber führte Hamburg, anders als z.B. das Baden-Württembergische Verkehrsministerium, keine Ver-
anstaltungen durch, sondern legte lediglich die Bände BVWP-Entwurf und BVWP-Umweltbericht in einen 
Raum und stellt einen Computer daneben, der aber nicht einmal den Zugang zu den Projektbeschreibun-
gen im Internet (PRINS) ermöglichte. Es stand kein Mitarbeiter der Behörde zur Beratung oder auch nur 
zur Internetöffnung zur Verfügung ð laut mündlicher Auskunft des Amtsleiters Huber war dieses so gere-
gelt, weil die Auftragsverwaltung des Bundes nicht in der Lage gewesen sei, die Dokumente des Bundesmi-
nisteriums zu erläutern.  

4.2.2 Fehlende Einbeziehung der Köhlbrandbrücke in den Entscheidungsprozess  

Für die Anmeldung legte das Bundesverkehrsministerium ziemlich spät, im Februar 2013 eine Grundkon-
zeption vor (BMVBS, 2013). In den häufigen Fragen heißt es:   

"Werden auch in Länderverantwortung liegende Projekte, z. B. Aus-/ Neubau von Landstraßen, bei der Projektbewer-
tung für Bundesnetze berücksichtigt?   

Der Bundesverkehrswegeplan bewertet und enthält ausschließlich Vorhaben, die in der Verantwortung des Bundes lie-
gen, also Bundesfernstraßen, Eisenbahnen des Bundes und Bundeswasserstraßen. Die untergeordneten Verkehrsnetze 
sowie See- und Binnenhäfen, die Flughäfen sowie die Güterverkehrszentren zählen nicht zu den Bundesverkehrswe-
gen. Planung, Bau und Unterhaltung dieser Anlagen liegen in den Händen der Länder, Kommunen oder privater Betrei-
ber. Der Bund ist aber zuständig für die Anbindung dieser Anlagen an das Netz der Bundesverkehrswege und 
stellt hierfür Mittel zur Verfügung. 

Unabhängig von der Zuständigkeit bezieht das BMVBS bei den Planungen selbstverständlich alle Verkehrsträger und 
intermodalen Verknüpfungspunkte sowie die untergeordneten Infrastrukturnetze in die Bewertungsverfahren und die 
verkehrsprognostischen Grundlagen mit ein."  

http://www.bmvbs.de/SharedDocs/DE/FAQs/BVWP-2015-Grundkonzeption/bvwp-2015-grundkonzeption-
faq.html?nn=35978 (nicht mehr online)  

Der Hamburger Senat hat diesen Satz offenbar nicht wahrgenommen, weshalb er noch im Jahr 2014 auf 
eine Anfrage zur Finanzierung zwar zu Recht sagt, dass die Haupthafenroute nicht zu einer Autobahn 
werden darf, aber zu Unrecht daraus schließt, dass eine Mitfinanzierung durch den Bund nicht möglich 
sei.  

(Hackbusch, Die Linke ) Geht die Wirtschaftsbehörde davon aus, dass dieses Vorhaben (Anm.  gemeint ist der Neubau 
der Köhlbrandbrücke) als Autobahnquerverbindung zwischen A 1 und A 7 realisiert wird? 

(Antwort) Nein, aufgrund der vielen hafeninternen Umfuhren und der Anschlüsse der Firmengelände und Terminals kann 
auch zukünftig nicht auf die Haupthafenroute als Stadtstraße verzichtet werden. 

(Hackbusch) a)Wenn nein, aus  welchen Gründen verzichtet Hamburg darauf, das Bundesverkehrsministerium an der 
Finanzierung zu beteiligen? 

(Antwort)  Bei der Köhlbrandbrücke handelt es sich nicht um eine Bundesfernstraße, sondern die Baulast liegt in der Zu-
ständigkeit der Freien und Hansestadt Hamburg.ñ (Drucksache 20/10725) 

4.2.3 Hamburger Anmeldung  ɀ Mitteilung an die Bürgerschaft  

Mit der Drucksache 20/7047 berichtete der SPD-Senat am 26.2.2013 der Bürgerschaft über die Anmeldun-
gen zum Bundesverkehrswegeplan. Darin wird die Hafenquerspange, nun als A26-Ost angemeldet:  

Ă4-streifiger Neubau der A 26 zwischen A 7 (Autobahnkreuz Süderelbe) und A 1 (Autobahndreieck/Anschlussstelle 

http://www.bmvbs.de/SharedDocs/DE/FAQs/BVWP-2015-Grundkonzeption/bvwp-2015-grundkonzeption-faq.html?nn=35978
http://www.bmvbs.de/SharedDocs/DE/FAQs/BVWP-2015-Grundkonzeption/bvwp-2015-grundkonzeption-faq.html?nn=35978
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Hamburg-Stillhorn) 

Der östliche Abschnitt der geplanten A 26 (Stade ï Hamburg) verknüpft die Autobahnen A 1 (Lübeck ï Bremen) und A 7 
(Flensburg ï Hannover) als Ost-West-Verbindung miteinander. Ziel ist es, mit der A 26, Ost, das Netz der Bundesauto-
bahnen im Raum südlich der Norderelbe bedarfsgerecht zu ergänzen. Sie soll überregionalen Fernverkehr aufnehmen, 
die kurze Anbindung des Hafens an das transeuropäische Netz sicherstellen und insbesondere zu einer verbesserten 
Anbindung der überwiegend im westlichen und nördlichen Teil des Hamburger Hafens gelegenen Umschlaganlagen bei-
tragen.ñ(Drucksache 20/7047)  

4.2.4 Nicht veröf fentlichte Anmeldung an den Bund  

Aufgrund des Transparenzgesetzes konnte der Verfasser auch Anlagen zur Anmeldung erhalten. Die An-
meldungen beziehen sich auf den Planungsstand der Linienbestimmung 2010/2011.  

4.2.4.1 Lageplan 

 
Auszug aus dem Übersichtsplan von INVER/DEGES, 2013 

4.2.4.2 Höhenplan 

 
Auszug aus dem Höhenplan von INVER/DEGES, 2013 
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Die Autobahn steigt danach von der A1 zunächst bis zur Süderelbe auf 53m an, verbleibt dann im Hafenge-
biet auf 18.25m und verläuft zwischen der Bahn und der A1 in Tieflage zwischen -11 und -5m, teils im Tun-
nel, teils im Trog. 

4.2.4.3 Der Anmeldung zugrunde gelegte Notwendigkeit aus Sicht des Landes 

Die Region Hamburg ist aufgrund ihrer verkehrsgeografischen Lage und der Bedeutung für die Hafenwirtschaft in be-
sonderem Maße von Verkehrszunahmen betroffen. Ein leistungsfähiges Straßennetz ist unabdingbare Voraussetzung 
zur Vermeidung von Engpässen und negativen Umweltauswirkungen.  

Die Verkehrswirksamkeit der HQS wurde durch hohe Bündelungswirkungen mit Verkehrsstärken im Jahr 2025 von 
42.200 bis 56.600 Kfz/24 h und dem Lkw-Anteil von 24 bis 28 % nachgewiesen.  

Durch den Lückenschluss im Bundesfernstraßennetz wird insbesondere nach Fertigstellung der westlichen A 26 eine 
Verbesserung des Verkehrsflusses für den überregionalen West-Ost-Verkehr erreicht. Dieser führt zur Transportkosten-
senkung und gleichzeitig zur Beseitigung von vorhandenen Engpässen zum Hamburger Hafen.  

Mit der verbesserten Erreichbarkeit des Hamburger Hafens wird die Güterversorgung und die Zuverlässigkeit von 
Transporten sichergestellt sowie die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen gestärkt. Die Verkehrssicherheit wird er-
höht und die Zahl der Unfälle und Verunglückten reduziert. Mit dem Neubau erfolgt auch eine Reduzierung der Lärm- 
und Schadstoffbelastungen und der Trennwirkungen in den innerstädtischen Wohnquartieren insbesondere im Stadtteil 
Harburg, die zur Verbesserung der Lebensqualität führt. 

4.2.4.4 ȵ7ÉÃÈÔÉÇÅÒ (ÉÎ×ÅÉÓȰ (gilt für alle Fernstraßenprojekte)  

Der in den nachfolgend aufgeführten, herunterzuladenden Lageplänen dargestellte Verlauf des Projekts stellt eine der 
Lösungsmöglichkeiten dar. Dieser Verlauf liegt der gesamtwirtschaftlichen, umweltfachlichen, städtebaulichen und rau-
mordnerischen Bewertung bzw. Beurteilung zugrunde. In den nachfolgenden Planungsstufen kann sich der Verlauf ver-
ändern. In diesem Fall wird regelmäßig eine neue gesamtwirtschaftliche Bewertung zum Nachweis der Bauwürdigkeit 
des Projekts durchgeführt.  

4.2.4.5 Der Anmeldung zugrundegelegte  Alternativenprüfung  

Es wurde eine Variantenuntersuchung durchgeführt. Die anderen untersuchten Varianten wurden unter Berücksichti-
gung der 6 Zielfelder Verkehrliche Wirkungen, Technische Gestaltung, Umweltverträglichkeit, Artenschutz/Natura 2000, 
Stadtentwicklung/Stadtbild, Hafenbelange/Hafenwirtschaft, Kosten einschl. Folgemaßnahmen ausgeschlossen. Die ar-
tenschutzrechtlich besser beurteilte, städtebauliche Planungsrandbedingungen wenig beachtende und die technischen 
Projektziele nicht erreichende Nordvariante 1 (Nichteinhaltung geforderter Durchfahrtshöhen für die Schifffahrt) ist bei 
einer gleichzeitig erheblichen Kostensteigerung keine zumutbare Alternative. Ausbaumöglichkeiten im Zuge von vorhan-
denen Straßen (0+Variante), die durch die bestehende Bebauung stark eingeschränkt sind, wurden bereits ausge-
schöpft.  

Verkehrsträgeralternativen werden mit dem 2gleisigen Ausbau der Hafenbahn parallel zum Neubau der A 26-Ost ge-
schaffen. 

4.2.4.6 Berücksichtigung umweltfachlicher Gegebenheiten  

Der Planungsraum ist sehr stark urban geprägt. Sehr große Teile werden von Hafenflächen eingenommen. Dies gilt z.B. 
für den gesamten Bereich der Hohen Schaar mit den Raffineriegeländen und auch das Containerterminal Altenwerder 
(CTA).  

Im Südwesten sind im Umfeld der A 7 weitere Gewerbegebiete und Ver- und Entsorgungsanlagen (z.B. Umspannwerke) 
angesiedelt.  

Wohnnutzungen konzentrieren sich auf die Ortslage Moorburg und den Wilhelmsburger Süden.  

Im Bereich von Moorburg sind große Spülfeldflächen der HPA vorhanden. Ein Teil der verbleibenden Restflächen im Be-
reich Wilhelmsburger Süden/Kornweide, im Umfeld von Moorburg und auch westlich der A 7 wird noch landwirtschaftlich 
genutzt.  

Im Übrigen prägen insbesondere südlich von Moorburg ungenutzte Brach- und Hochstaudenflächen und Gehölzstruktu-
ren die Landschaft. Südlich von Moorburg gibt es eine Konzentration hochwertiger und gesetzlich geschützter Biotope 
bzw. Biotopkomplexe.  
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Dort verläuft auch entsprechend dem Landschaftsprogramm Hamburgs der 2. Grüne Ring Hamburgs, eine Grünachse 
mit bedeutsamen Erholungs- und Biotopverbundfunktionen. Der Raum Moorburg ist als Landschaftsschutzgebiet aus-
gewiesen.  

Durch die unvermeidliche Verwirklichung von Verbotstatbeständen für einige Brutvogelarten insbesondere südlich von 
Moorburg kann die Zulässigkeit nur über Ausnahmeverfahren gem. § 45 Abs. 7 BNatSG erreicht werden. 

4.3 Darstellung der A26 -Ost im BVWP 2030, 2016 

Im BVWP und dem dazu gehörenden Umweltbericht ist die A26-Ost jeweils mit einer Zeile dargestellt. Da-
neben gibt es ein 17-seitiges Dossier zur A26-Ost im PRINS (Projektinformationssystem).  

Hinweis: Nachfolgend sind Auszüge aus dem BVWP und dem Dossier PRINS farblich markiert. 

4.3.1 Bundesverkehrswegeplan, Kabinettsplan, S.106, Zeile zur A26 -Ost  

 

 
Im Entwurf vom März 2016 stand zusätzlich ăsehr hohe stªdtebauliche Wirkungò. Dies ist nach entspre-
chenden Eingaben bei der ă¥ffentlichkeitsbeteiligungò sowie nach der Ressortabstimmung gestrichen 
worden.  

Im BVWP wird die A26-Ost als A26-G10-HH geführt. Sie ist das einzige Neubauprojekt im BVWP für Ham-
burg. Sie soll vierspurig gebaut werden (N4), verläuft mit einer Länge von 9,7 km vom geplanten Auto-
bahnkreuz Hamburg-Süderelbe bis zum geplanten Autobahndreieck Hamburg-Stillhorn und soll 895,9 
Mio.Ɖ kosten. Die Linienbestimmung ist 2011 erfolgt (LB). Die A26-Ost ist im ăvordringlichen Bedarfò (VB) 
eingestuft; das ist die zweite Dringlichkeitssstufe nach VB-E (Vordringliche Bedarf mit Engpassbeseiti-
gung), der für die A7 und A23 in Hamburg gilt.  

4.3.2 Prognostizierte Verkehrsbelastung auf der A26 -Ost  

ĂVerkehrsbelastungen auf dem Projekt 

mittlere Kfz-Belastungen im Planfall 32.000 Kfz/Tag , mittlerer Lkw-Anteil im Planfall 16 %ñ  (BMVI, 2016, Dossier) 

Im Dossier wird die Verkehrsbelastung der A26-Ost mit 32.000 Kfz/Tag und im Schnitt 16% LKW-Anteil be-
ziffert; das bedeutet rechnerisch 5.120 LKW und 26.880 PKW. 

Im Durchschnitt 26.880 PKW/Werktag ergeben im Jahr bei 261 Werktagen9 und 9,7 km Länge der Autobahn 
68 Mio. PKW-km.  

Im Antrag zur Linienbestimmung von 2010 hatte es noch geheißen  ăPrognose-Verkehrsstärke  DTV 
[Kfz/24h]  29.000 bis 66.000ò10. In der Anmeldung der A26-Ost für den Bundesverkehrswegeplan, die im 
Februar 2013 erfolgte11, wurde für die A26-Ost dagegen von ăVerkehrsstªrken im Jahr 2025 von 42.200 bis 
56.600 Kfz/24h und dem Lkw-Anteil von 24 bis 28%ò ausgegangen. Die angenommene Verkehrsstªrke ist 
damit rapide von 2010 über 2013 bis 2016 gesunken. 

Das Dossier enthält darüber hinaus Karten mit Verkehrsstärkeplots zur prognostizierten Verkehrsbelas-
tung 2030 ohne und mit A26-Ost, jeweils für Kfz insgesamt sowie für LKW.  

Vergleicht man diese mit den Untersuchungen seit 2009, dann zeigt sich, dass es erheblich weniger Ver-

                                                             
9 Aus dem Dossier ergibt sich nicht, wie die Wochenenden berücksichtigt werden. 
10 DEGES 2010 Erläuterungsbericht , S. 88  
11 FHH, BWVI (26.2.2013): Bundesverkehrswegeplan: Hamburg meldet Bedarfe an.  
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kehr geben wird als bei der Planung angenommen, insbesondere bei den LKW. Statt 10-22.000 LKW/Tag 
werden nun 5-7.000 LKW auf der A26-Ost veranschlagt. 

 

 

 A7 - 
Moorburg 

Moorburg - Hohe Schaar Hohe Schaar - 
B75 

B75 - A1 

Kfz lt. Projektstudie 200912 62.000 54.700 48.100 29.300 

Kfz lt. Entwurf BVWP 201613 42.000 33.000 28.000 29.000 

LKW lt. Projektstudie 2009 22.110 20.270 15.230 9.830 

LKW lt. Entwurf BVWP 
2016 

7.000 6.000 6.000 5.000 

4.3.3 Begründung der Dringlichkeitsein stufung  durch die Bundesregierung  

Für die Diskussion der A26-Ost ist besonders wichtig, dass die A26-Ost wegen ihrer vermeintlichen Bedeu-
tung für die Hinterlandanbindung der Seehäfen in den vordringlichen Bedarf eingestuft ist. Der Hinter-
landanbindung wird auch bei anderen Projekten des BVWP eine besondere Priorität zuerkannt.   

Aufgrund des Nutzen-Kosten-Verhältnisses ist das Projekt ausreichend wirtschaftlich. Es erfolgt eine Einstufung in den 

Vordringlichen Bedarf (VB), weil: das Vorhaben wegen der Hinterlandanbindung der Seehäfen bedeutsam ist. 

4.4 Auslage der Planfeststellungsunterlagen 2017  

Die Planfeststellung soll in drei Abschnitten erfolgen: Abschnitt 6a von der A7 bis zur Anschlussstelle in 
Moorburg (jetzt HH-Hafen-Süd genannt), 6b bis zur Hohen Schaar und 6c von der Hohen Schaar bis zur A1. 
Der letzte Abschnitt ist aber faktisch ð und auch in den Verkehrsuntersuchungen ð unterteilt in einen Teil 
bis zur WRS (A75) und einen Abschnitt von dort bis zur A1. Nach wie vor ist der Abschnitt in Kirchdorf so 
risikobelastet, dass man heute nicht sagen kann, ob er überhaupt gebaut werden könnte.  

                                                             
12 Die Linienbestimmung von 2010/2011 übernimmt die Daten der Projektstudie, siehe DEGES 2010 Verkehrsuntersu-
chung, S.5, sowie SSP Consult (2009). Im Erlªuterungsbericht der DEGES (DEGES 2010) heiÇt es sogar ăPrognose-
Verkehrsstªrke: DTV [Kfz/24 h]: 29.000 bis 66.000ò 
13 PRINS 2016 zu A26-Ost 
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5 DER HAFENVERKEHR BRAUCHT KEINE NEUE AUTOBAHN. 

5.1 Entwicklung des Hafenverkehrs   

Zu Recht legt der Bundesverkehrswegeplan einen Schwerpunkt auf den Hinterlandverkehr der Seehäfen, 
der eine nationale Bedeutung hat. Zu Unrecht aber wird der A26-Ost in der Projektliste des Bundesver-
kehrswegeplans eine wesentliche Bedeutung für die Seehafenanbindung zugesprochen.  

5.1.1 Hafenverkehr  im Spannungsfeld der  Zuständigkeiten  

Informationen über den Hafenverkehr erfährt man nicht aus einer Hand, sondern es gibt einen Straßen-
verkehrsbericht der HPA, Verkehrszahlen der Hamburger Verkehrsbehörde und bundesweite Zählungen 
der Bundesanstalt für Straßenwesen (BAST). Das hat mit unterschiedlichen Zuständigkeiten zu tun:  

 

 
Aus  Grundnetz der Hauptverkehrsstraßen und Bundesautobahnen, Stand 15.4.201514 

 

                                                             
14 http://www.hamburg.de/contentblob/129798/9469099757657214eba0e2cc9d767544/data/karte-hauptverkehrsstrassen.pdf  

http://www.hamburg.de/contentblob/129798/9469099757657214eba0e2cc9d767544/data/karte-hauptverkehrsstrassen.pdf
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¶ Die Baulast für Bundesautobahnen und Freie Strecken der Bundesstraßen (insb. Wilhelmsburger 
Reichsstraße) liegt beim Bund.  

¶ Für Hauptverkehrsstraßen im Hafen ist die HPA zuständig,  
¶ für alle anderen Hauptverkehrsstraßen die Verkehrsbehörde,  
¶ für die übrigen Straßen die Bezirke 

Die HPA legt z.B. großen Wert auf ihre Zuständigkeit für Planung, Reparatur und ggf. Neubau der 
Köhlbrandquerung. Hierin dürfte auch der Grund für die widersprüchlichen Aussagen von Stadt und HPA 
zur möglichen Mitfinanzierung einer künftigen Köhlbrandquerung durch den Bund liegen. 

Im Straßenverkehrsbericht der HPA heißt es:  

Eine bedeutende Rolle hat in diesem Zusammenhang auch das Verkehrsnetz des Hamburger Hafens. Es hat die Funk-
tion, die Fahrzeuge und die darin enthaltenen Waren auf die Fernverkehrsnetze zu führen. Zudem verbindet es die Be-
triebe und Umschlagsanlagen im Hafen miteinander und ist Bestandteil der Arbeitswege der vielen Beschäftigten im Ha-
fengebiet. Die durchgängige und möglichst verkehrsträgerübergreifende Erreichbarkeit der Betriebe sicherzustellen und 
dabei eine große Zuverlässigkeit zu gewährleisten, ist eine der zentralen Anforderungen, die an die Verkehrsinfrastruktur 
des Hafens gestellt wird. (S.5) 

Die Analysen und Auswertungen im Straßenverkehrsbericht beziehen sich auf die Hauptverkehrsstraßen innerhalb des 
Hamburger Hafengebietes. Straßenverkehrsanlagen des Bundes und Erschließungsstraßen sind nicht Gegenstand der 
Analysen. (S.7) 

 

5.1.2 Der Modal Split im Hinterlandverkehr v erändert sich zugunsten der Bahn.  

 
Hamburg Hafen Marketing, 2016, Chart 20 

 

Der Güterverkehr von und zum Hafen findet per Schiff, per Bahn und mit LKW statt.  

Die Bahn-Infrastruktur des Hafens wird ausgebaut. Derzeit werden sowohl über die Rethe als auch beim 
Kattwyk Doppelbrücken errichtet für Bahn und Straße, so dass die Kapazität für beide erhöht wird. Hafen-
bahnhöfe werden modernisiert und ausgebaut, neue Gleisverbindungen entstehen.  

Die Geschäftstätigkeit der weitgehend in Hamburger Besitz befindlichen HHLA richtet sich immer stärker 
auf den Bahngüterverkehr aus. 

Diese Entwicklungen haben positive Folgen  Der Modal Split hat sich beim Container-Hinterlandverkehr 
innerhalb von 5 Jahren um fast 5% zugunsten der Bahn verschoben. Der Hafenentwicklungsplan nennt für 
2010 einen Modal Split von 37% (Bahn) zu 61% (LKW)15, Hafen Hamburg Marketing für 2015 41,6% (Bahn) 
zu 56,3% (LKW). Beim gesamten Hinterlandverkehr, der auch Stückgut und Schüttgut umfasst, hat die 

                                                             
15 HPA, 2012, S. 18 
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Bahn mit 45,8% den LKW mit 42% schon überholt16.  

Bei gleich bleibendem Ladeaufkommen verringert sich damit der LKW-Hinterlandverkehr.  

ĂSeit 2013 gibt es eine Verschiebung des Modal Split des Hinterlandverkehrs vom Lkw zum Bahntransport. Dadurch re-
duzierte sich auch das Transportaufkommen für den Lkw-Hinterlandverkehr von ca. 46,1 Mio. t im Jahr 2012 auf 42,0 
Mio. t im Jahr 2015.ñ (Hamburg Port Authority, 2016b, S.27) 

5.1.3 Der Hafenhinterland verkehr ist auf die A7, aber nicht auf eine A 26-Ost ausgerichtet.  

Der Hinterlandverkehr mit LKW betrifft vor allem den Transport von und zu den Containerterminals (CT). 
Drei der vier CT liegen westlich des Köhlbrands, dicht an der AS Waltershof der A7, und sind über diese an 
das Autobahnnetz ganz Europas angebunden: CT Altenwerder (geplante Kapazität17 4 Mio. TEU), CT Bur-
chardkai (geplant 6 Mio. TEU), CT Hamburg-Waltershof-Eurogate (geplant 6 Mio. TEU).  

Der CT Tollerort mit geplanter Kapazität von 4 Mio. TEU dagegen liegt östlich des Köhlbrands und bedarf 
ebenso wie mehrere Umschlagshäfen im Hamburger Osthafen der dauerhaften Anbindung an die A7 über 
die Köhlbrandbrücke bzw. eine Nachfolge für diese Brücke (neue Brücke oder Tunnel oder Kombination 
von bestehend bleibender Brücke für PKW sowie einem Ergänzungstunnel für den LKW-Verkehr). 

Eine Bedeutung hat die Haupt-Hafenroute nicht nur für die Anbindung der östlichen Häfen an das Bundes-
fernstraßennetz (A255, A1), sondern auch für hafeninterne Umfuhren, Anschlüsse der Firmengelände und 
Terminals sowie die Verbindung zur Stadt Hamburg.  

Im Süden des Hamburger Hafens werden derzeit die Verkehrsverhältnisse für Bahn und Straße erheblich 
durch den Neubau der Rethe-Klappbrücken sowie eine zweite Kattwyk-Hubbrücke verbessert. Durch beide 
Bauwerke erhalten künftig Eisenbahnverkehr und Straßenverkehr jeweils eigene Brücken.  

Der Hafen ist gut an das europäische Autobahnnetz angebunden. 

                                                             
16 Hamburg Hafen Marketing, 2016, Chart 21 
17 Vgl. Hamburg Port Authority (2012), S. 23 



DER Hafenverkehr braucht keine neue Autobahn. 

 

(cc) Hg. Michael Rothschuh, Zukunft Elbinsel Wilhelmsburg e.V., Ilenbrook 24, 21107 Hamburg, michael@rothschuh.de   32 

 
Openstreetmap/Rothschuh 

Die Karte zeigt die Verbindung des Hafens über die A7 in alle Himmelsrichtungen. Die Möglichkeiten er-
weitern sich erheblich durch den gegenwärtigen Ausbau der A7 sowie den zu erwartenden Bau der A20 
zwischen der A7, der A21 und A1, mit dem der Autobahnring geschlossen wird.  

5.2 ȵ0ÒÏÇÎÏÓÅÎȰ ɀ durch Tatsachen begründete Voraussagen oder Ideologie ? 

5.2.1 Grundlage der  Planung der Hafenquerspange waren  il lusionäre Prognosen zum Contai-

nerumschlag . 

Ursprünglich war die seit ca. 1975 geplante Hafenquerspange überhaupt nicht für den Hafenverkehr vor-
gesehen. Als ihr Zweck galt vielmehr die Entlastung des Hamburger Innenstadtverkehrs mit seinen Ost-
West-Verbindungen Stresemannstraße, Ost-West-Straße u.a.. Sie sollte durch den damaligen Freihafen, 
aber ohne Anschluss an ihn verlaufen.  

Mit dem Containerboom zwischen 2000 und 2007 verlagerte sich die Argumentation auf den Hafen. Zent-
rale Bedeutung hat die Erwartung eines immerwährenden Wachstums des Containerumschlags, so dass die 
HPA beispielsweise von einer ăWachstumspauseò spricht, wenn sie den R¿ckgang des Umschlags im Jahr 
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2015 meint.18 Außerdem plante man neben der Erweiterung der bestehenden Containerterminals zwei 
neue Containerterminals in Steinwerder (mit Zuschüttung u.a. des Travehafens) sowie danach in Moor-
burg.  

Bis 2008 stieg der Containerumschlag tatsächlich fast bis zur 10 Mio.-Schwelle. Der Einbruch auf 7 Mio. da-
nach wurde als bloße Folge der Wirtschaftskrise gedeutet, keine der vielen hochrangigen Prognosen hat 
die tatsächliche Entwicklung zutreffend eingeschätzt, dass nämlich der Containerumschlag auch 2016, 
acht Jahre nach der Krise, keineswegs gestiegen ist.  

5.2.2 Containerumschlag erhöht seit 10 Jahren  nicht: Fehler im System der Prognosen  

Die bis heute geltende Kernargumentation ist in einer Antwort des Senats vom 24.1.2006 auf die Anfrage 
des Abgeordneten Lühmann von der GAL/ Grüne zusammen gefasst.  

ĂDie aktuelle Prognose zur Umschlagsentwicklung im Hamburger Hafen mit Zuwachsraten von jährlich 10 % im Contai-
nerverkehr lässt erwarten, dass die Köhlbrandbrücke sowie das Straßennetz in Wilhelmsburg und Harburg spätestens 
2015 nicht mehr in der  Lage sein werden, den drastisch anwachsenden Hafenverkehr abzuwickelnñ. (Antwort des Se-
nats auf eine Schriftliche Kleine Anfrage, Lühmann 24.1.2006,S. 1) 

Diese Prognose lässt sich heute überprüfen. 

Hafen Hamburg Marketing, das die Außendarstellung des Hafens prägt, hat lange mit der Prognose von ISL 
Global Insight und Planco geworben: 

 

 

 

Abb.: Hafen Hamburg Marketing, 2007 

Diese Darstellung steht in krassem Widerspruch zur realen Entwicklung. 

 
Tatsächlicher Umschlag von Containern 2000-201619  versus Prognosen von 200720 (cc: Rothschuh) 

                                                             
18 Hamburg Port Authority, 2016, S.12 
19Statistikamt Nord, http://www.statistik -nord.de/daten/verkehr-umwelt-und-

energie/monatszahlen/?inputTree[]=c%3A34&prevInputTree[]=c%3A34&inputTree[]=t%3A152&prevInputTree[]=%3F%3A-

http://www.statistik-nord.de/daten/verkehr-umwelt-und-energie/monatszahlen/?inputTree%5b%5d=c%3A34&prevInputTree%5b%5d=c%3A34&inputTree%5b%5d=t%3A152&prevInputTree%5b%5d=%3F%3A-1&filter%5blocations%5d%5b%5d=1&filter%5blocations%5d%5b%5d=2&filter%5bstartYear%5d=2012
http://www.statistik-nord.de/daten/verkehr-umwelt-und-energie/monatszahlen/?inputTree%5b%5d=c%3A34&prevInputTree%5b%5d=c%3A34&inputTree%5b%5d=t%3A152&prevInputTree%5b%5d=%3F%3A-1&filter%5blocations%5d%5b%5d=1&filter%5blocations%5d%5b%5d=2&filter%5bstartYear%5d=2012
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Als Grundlage für die Anmeldung der A26-Ost hat Hamburg dem Bund eine Verkehrsberechnung vorge-
legt, die auf einem prognostizierten Containerumschlag von ca. 25 Mio. TEU im Jahr 2025 beruht21.  

 

 ĂDer Hafen wird nicht auf den starken Wachstumskurs des vergangenen Jahrzehnts zur¿ckkehren. Die einstige Prog-
nose von 25 Millionen umgeschlagenen Containern im Jahr 2025 war eine Illusion. Derzeit liegen wir bei knapp neun 
Millionen. Man hat das vergangene Wachstum einfach weit in die Zukunft hochgerechnetñ, erklªrt der Chef des HWWI 
Vöpel.22. 

Der Bund hat die Hamburger Erwartungen im Dossier des PRINS korrigiert, aber auch seine Grundlage, die 
2014 veröffentlichte Seeverkehrsprognose23 mit einer jährlichen Containerumschlags-Wachstumsrate von 
4,1-4,4 % und die neuere ISL Prognose von 18 Mio. TEU im Jahr 203024erweisen sich schon heute als unrea-
listisch. 

Seit 10 Jahren gibt es kein Wachstum des Containerumschlags, der Hafen sieht es schon als Erfolg an, wenn 
der Umschlag einigermaßen stabil bleibt. Nach 2008 wurde zunächst die Weltwirtschaftskrise als Grund 
für den Einbruch der Zahlen genannt. Es hieß dann: Es gäbe nur eine Wachstumsdelle. Immer wartete man 
darauf, dass nun endlich das Wachstum wieder käme. Es wurden neue Prognosen angestellt; die grundle-
gende Ideologie blieb: Bald kommt das Wachstum nun wirklich.  

Die Gründe der Stagnation des Containerumschlags sind vielfältig und langfristig wirksam. Neben den 
strukturellen  Veränderungen des Welthandels gehören dazu die Verlagerung der Seeverkehrsrouten 
durch den Ausbau der Mittelmeerhäfen wie Piräus und Koper25 sowie der Ostseehäfen wie Danzig.  

Vor allem aber beruhen die Prognosen auf einer theoretischen Behauptung über den Zusammenhang von 
Weltwirtschaft, Welthandel und Containerumschlag, die von der wirklichen Entwicklung des Container-
umschlags widerlegt ist. In einem Newsletter des ISL (Institut für Seeverkehrswirtschaft und Logistik) ist 
die Theorie dieses einflussreichen Instituts zusammen gefasst:  

ĂAls Faustregel f¿r den Zusammenhang zwischen Wachstum des Containerverkehrs und Wachstum der Weltwirtschaft 
kann ein durchschnittlicher Faktor von 3,0 angenommen werden, d.h. wächst die Wirtschaft real um 4 % p.a., dann 
wªchst der Containerumschlag als Indikator f¿r die Containerverschiffungen um 12 %.ñ (ISL, 2008, S.4)  .  

Der Vorstandsvorsitzende der HHLA von 2003-2016, Klaus-Dieter Peters, hat in seiner mündlichen Rede 
zur letzten Hauptversammlung vom Juni 2016 die Containerentwicklung mit drei Zahlen gekennzeichnet: 
Wirtschaftswachstum +3,1%, Welthandel +2,8%, Weltweiter Containerumschlag + 1,1%.  

Nach der Faustformel, die bisher die Prognosen bestimmt habe, läge das Wachstum der Welthandels über dem Wachs-
tum der Weltwirtschaft, der Containerumschlag wiederum oberhalb des der Entwicklung des Welthandels. Bei dieser 
Faustregel, so Peters, "würden wir jetzt ein Wachstum von 7 oder 8% sehen, in Wirklichkeit sehen wir beim Container-
umschlag nur 1,1%" (Peters, 2016, Video der HHLA). 

Die Prognosen legen ein Verständnis von Weltwirtschaft, Welthandel und Containerumschlag zugrunde, 
das allenfalls für eine bestimmte Zeit galt, als der konventionelle Umschlag auf den Containerumschlag 
umgestellt wurde. 

Die Hafenpolitik beharrt auch jetzt noch bei den vom Bund zu bezahlenden Infrastrukturprojekten wie der 
Hafenquerspange auf der Ideologie unaufhaltsamen Zuwachses den Containerumschlags, hat aber für ih-
ren Geschäftsbereich Konsequenzen gezogen: Es wird keine zusätzlichen Containerterminals geben und 

                                                                                                                                                                                                          

1&filter[locations][]=1&filter[locations][]=2&filter[startYear]=2012 
20 Hrg. Von Hamburg Hafen Marketing, 2007  (Original nicht mehr im Internet ) 
21 DEGES 2013, S.17 
22 Henning Vöpel, HWWI Hamburg, HA 30.6.2016, S.6 
23 MWP, IHS, UNICONSULT, Fraunhofer CML, (2014): Verkehrsverflechtungsprognose 2030  
24 Hamburg Port Authority, 2016, S.12 
25 Vgl. Kloss, Reimann, 2016 
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insbesondere wird kein Terminal in Moorburg gebaut, wie es noch in der Linienbestimmung für die A26-
Ost berücksichtigt ist. 

Im Kontext der Olympiabewerbung wurde 2015 zudem festgestellt, dass der Hafen auf Umschlagsflächen 
auf dem Kleinen Grasbrook verzichten kann. 

Auch die HHLA macht sich von der Entwicklung des Containerumschlags in Hamburg unabhängig, wie der 
Vorstandsvorsitzende Peters in der Hauptversammlung der HHLA am 16.6.2016 dargestellt hat 

ĂWir verbinden mit unserem Netzwerk inzwischen nicht nur die europäischen Häfen an der Nordsee, im Baltikum und im 
Adriaraum, sondern öffnen uns zunehmend auch für kontinentale Transporte, also für Mengen, welche nicht ihren Ur-
sprung oder ihre Endbestimmung in den europäischen Häfen haben. Ich habe dies bereits erwähnt. Auf diese Weise 
werden wir auch zunehmend unabhängiger vom Ladungsanfall im Hafenumschlag oder an einzelnen Standorten.ñ  

Peters, HHLA, 2016, Rede, S.13 

5.2.3 Der Verkehr auf den hafenbezogenen West-Ost-Straßen stagniert . 

Im Vordergrund steht der LKW-Verkehr auf der Haupt-Hafenroute (Köhlbrandbrücke ð Veddeler Damm) 
und der Kattwykbrücke26.  

(1)  

5.3 Nützt eine Autobahn  dem Hafen? 

5.3.1 $ÉÅ ȵ(ÁÆÅÎÁÕÔÏÂÁÈÎȰ ÉÓÔ ËÅÉÎÅ !ÕÔÏÂÁÈÎ ÆİÒ ÄÅÎ (ÁÆÅÎÖÅÒËÅÈÒ 

Bundesautobahnen sind Bundesfernstraßen, die nur für den Schnellverkehr mit Kraftfahrzeugen bestimmt und so ange-
legt sind, dass sie frei von höhengleichen Kreuzungen und für Zu- und Abfahrt mit besonderen Anschlussstellen ausge-
stattet sind. (§1 (3) Bundesfernstraßengesetz) 

Die Autobahn ersetzt keine Straße im und zum Hafen. Eine Autobahn holt vielmehr Pendler- und Fernver-
kehr in und durch den Hafen und behindert damit den Hafenverkehr.  

                                                             
26 Errechnet nach (1)Verkehrsbelastung: 2004-2014: http://www.hamburg.de/bwvi/start -verkehrsbelastung/ (2) Da-
ten für 1995, 1998, 2003 in Drucksache 18/2688, 2005, (3)Prognose: Antwort des Senats in Lühmann, Drucksache 
18/3521, 2010. 

http://www.hamburg.de/bwvi/start-verkehrsbelastung/
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5.4 Alternative zur A26 -Ost: Optimierung  der ȵ,ÅÂÅÎsÁÄÅÒȰ Haupt -Hafenroute  und 
Nachfolgelösung für die Köhlbrandbrücke . 

Der Hamburger Koalitionsvertrag von SPD und Grünen von 2015 verweist zu Recht auf die Haupt-
Hafenroute (Köhlbrandbrücke, Roßdamm, Veddeler Damm) als Lebensader des Hafens.  

Die Haupt-Hafenroute hat nach dem Wegfall der Zollgrenzen, dem Umbau einiger Knotenpunkte sowie der 
noch bis Ende 2016 andauernden Grundsanierung der Köhlbrandbrücke genügend Kapazität auch für ei-
nen möglicherweise wachsenden Verkehr, aber zwei Schwachstellen   

(1) Die begrenzte Funktionsfähigkeit der Köhlbrandbrücke  für schweren LKW-Verkehr. 
(2) Der östliche Anschluss an die A1 bzw. A255 mitten durch den Stadtteil Veddel. 

Zu (1) Schon vor fünf Jahren hat der Erste Bürgermeister Scholz zur Köhlbrandbrücke erklärt  

"Aufgrund der langen Planungsvorlaufzeiten werden wir demnächst die Planungen und die Finanzierung des Ersatzneu-

baus anstoßen" (Hamburger Abendblatt 13.6.201227). 

Auf die notwendige Nachfolge für die Köhlbrandbrücke weisen auch politische Parteien, Hafenwirtschaft 
und die HPA hin. Einigkeit besteht, dass diese nicht durch eine Autobahn im Süden des Hafens ersetzbar 
ist.  

Für die Köhlbrandquerung  der Zukunft gibt es mehrere Alternativen   

¶ Neubau einer Köhlbrandbrücke  
¶ Tunnel als Ersatz für die Köhlbrandbrücke   
¶ Innovative Lösung: Ergänzungstunnel für den Schwerlastverkehr bei Beibehaltung der Köhlbrandbrü-

cke für Kfz bis 7,5t und endlich auch Fahrräder. Die Köhlbrandbrücke wird so zugleich als Hamburger 
Wahrzeichen bewahrt.  

Zu (2) Für den Osten der Haupthafenroute hatte die Partei GAL/Grüne schon 2006 eine Lösung mit einem 
von dem Veddeler Damm abzweigenden Tunnel zur A253 als Stadtstraße  ins Spiel gebracht28. Diese Lö-
sung wurde aber in der 2008 geschlossenen Koalition von CDU und GAL, nicht weiter verfolgt, weil man 
davon ausging, dass eine Stadtstraße nicht vom Bund finanziert würde. Die Koalition setzte vielmehr als  
ersten MaÇstab f¿r StraÇenverbindungen zum Hafen ăeine mºglichst geringe finanzielle Belastung bei 
günstigem Finanzschl¿ssel Hamburg/Bundò29 und ließ ausschließlich Bundesfernstraßen-Modelle unter-
suchen. 

Im Zusammenhang mit der Olympiaplanung 2015 wurde ein Tunnel als ăS¿danbindungò entworfen. Die-
ser soll den Veddeler Damm über die B75/A252 mit der A255 und damit A1 verbinden30. Der Tunnel wurde 
von ARUP und ARGUS geprüft und seine Machbarkeit festgestellt. 
 ĂDie favorisierte Tunnellºsung stellt eine Verbindung zwischen dem Veddeler Damm und der Anschlussstelle 
Georgswerder an die A252/A255 dar. Im Linienverlauf werden die bestehenden Gleise der Hafenbahn und der DB bis 
zur Veddeler Straße unterquert. Durch diese Tunnellösung unter dem Wilhelmsburger Platz und der Müggenburger 
Durchfahrt wird das angrenzende Quartier im Betrieb nicht beeinflusst.  

Um in dieser Phase eine belastbare Einschätzung der Kosten zu erhalten, wurden das Masterplanungsteam (Arup) und 
der Erschließungsplaner (Argus) mit einer Machbarkeitsermittlung und über reines Benchmarking hinausgehenden Kos-
tenermittlung beauftragt. Die Kosten für die Südanbindung liegen bei 277,68 Mio. Euro (2024)ñ. (Senatskanzlei der Frei-
en und Hansestadt Hamburg 2015, S. 65)  

                                                             
27 http://www.abendblatt.de/hamburg/hamburg-mitte/article2305586/Scholzverspricht- Neubau-der-Koehlbrandbruecke.html  
28 Vgl. GAL-Fraktion, PM 19.1.2005 sowie Bölckow, Lühmann, 2006,  
29 CDU und Bündnis90/Die Grünen, 2008, S.34  
30 FHH, BSW, 2015, Masterplan, S.150 

http://www.abendblatt.de/hamburg/hamburg-mitte/article2305586/Scholzverspricht-%20Neubau-der-Koehlbrandbruecke.html


DER Hafenverkehr braucht keine neue Autobahn. 

 

(cc) Hg. Michael Rothschuh, Zukunft Elbinsel Wilhelmsburg e.V., Ilenbrook 24, 21107 Hamburg, michael@rothschuh.de   37 

 
FHH, Masterplan Olympische Spiele, 2015, S.150 

Der Tunnel ð eine Stadtstraße und keine Autobahn ð kann für die vom LKW stark belastete Veddel eine Lö-
sung bieten. Deshalb hat z.B. der Stadtteilbeirat Veddel-Kleiner Grasbrook Fachbehörden und Politik auf-
gefordert, sich für einen Tunnel von der Haupt-Hafenroute zur Anschlussstelle Georgswerder einzusetzen 
und seine Finanzierung zu gewährleisten.31  

5.4.1 Die Mitf inanzierung der Haupt -Hafenroute durch den B und ist vorrangig  gegenüber der 

A26-Ost. 

Der Hamburger SPD-Senat hatte noch 2014 die Möglichkeit einer Finanzierungsbeteiligung des Bundes an 
einem Ersatz für die begrenzt funktionsfähige Köhlbrandbrücke mit Verweis auf deren Status als Stadt-
straße zurückgewiesen32. Im Koalitionsvertrag von SPD und Grünen in Hamburg von 2015 dagegen heißt es  

ĂDie Haupt-Hafenroute verläuft dagegen im Norden über die Köhlbrandbrücke und den Veddeler Damm. Die 
Köhlbrandbrücke ist keine Bundesfernstraße, aber sie ist Bestandteil der Haupthafenroute, der Lebensader des Hafens. 
Im nächsten Jahrzehnt ist der Neubau zu planen. Für die Finanzierung streben wir eine Unterstützung durch den Bund 
an.ñ (SPD / Grüne, 2015 S.33) 

Für die Mitfinanzierung steht das Instrument des §5a Bundesfernstraßengesetz zur Verfügung, nach dem 
der Bund Zuwendungen für Zubringer zu Bundesfernstraßen gewähren kann33. Diese Regelung wird der-
zeit beim Hafentunnel durch den Ausbau der Cherbourger Straße, einer Stadtstraße,  in Bremerhaven an-
gewandt34. Im Regierungsentwurf des Bundeshaushalts 2017, ist die ăAnbindung des ¦berseehafengebiets 
an die A27ò im Straßenbauplan, S. 154 mit Zuweisungen des Bundes in Höhe von insgesamt 120 Mio. Euro 
verankert und aus dem gleichen Haushaltskapitel wie die Autobahnen mit finanziert. 

In der Begründung des Gesetzesentwurfs zum Fernstraßenausbaugesetz vom 5.9.2016, in dem der Bundes-
verkehrswegeplan 2030 in einen gesetzlich fixierten Bedarfsplan umgesetzt werden soll, erklärt sich der 
Bund ausdrücklich für zuständig für die Anbindung der Seehäfen an das Netz der Bundesverkehrswege.  

ĂDie deutschen See- und Binnenhäfen, die Flughäfen sowie die Güterverkehrszentren zählen nicht zu den Bundesver-
kehrswegen. Planung, Bau und Unterhaltung dieser Anlagen erfolgen durch Länder, Kommunen oder private Betreiber. 
Der Bund ist jedoch zuständig für die Anbindung dieser Anlagen an das Netz der Bundesverkehrswege und stellt hierfür 
Mittel zur Verf¿gung.ñ (BT-Drucksache 18/9350, 5.8.2016, S.IV) 

                                                             
31 http://sitzungsdienst-hamburg-mitte.hamburg.de/bi/vo020.asp?VOLFDNR=1007183  
32Hamburger Senat/ Hackbusch, Drucksache 20/10725, S.2 
33Vgl. Witting in Müller/Schulz/ Bender, 2013, S. 139-142 
34Vgl. Rechnungshof der FH Bremen, 2014, sowie Beschreibung des Hafentunnels in http://hafenanbindung-
a27.de/das-projekt.html 

http://sitzungsdienst-hamburg-mitte.hamburg.de/bi/vo020.asp?VOLFDNR=1007183
http://hafenanbindung-a27.de/das-projekt.html
http://hafenanbindung-a27.de/das-projekt.html
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Es wäre aber für den Bund und die anderen Bundesländer nicht zumutbar, in den nächsten Jahren eine Au-
tobahn A26-Ost zu finanzieren, die für die Seehafenanbindung Hamburgs kaum Relevanz hat und an-
schließend zur Kasse gebeten zu werden für die tatsächlich für die Seehafenanbindung unverzichtbare 
Haupt-Hafenroute.  

Hamburg sollte deshalb auf die A26-Ost verzichten. Der Bund sollte im Gegenzug die Kosten einer erneuer-
ten Köhlbrandquerung im Westen der Haupt-Hafenroute für die Anbindung des Hafens an die A7 sowie ei-
nes Tunnels im Osten der Haupt-Hafenroute für die  Anbindung an die A252/A1 mit tragen. 
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6 HAMBURG BRAUCHT MEHR ÖPNV UND NICHT MEHR MOTORISIERTEN 

PENDLERVERKEHR  

6.1 ȵ)ÍÐÌÉÚiÔÅÒ .ÕÔÚÅÎ ÄÕÒÃÈ ÚÕÓßÔÚÌÉÃÈÅ -ÏÂÉÌÉÔßÔȰ (NI) , begünstigt die Verlagerung 
vom ÖPNV zum MIV. 

Lange Zeit wurde der durch neue Straßen induzierte Verkehr kritisch gesehen  Man sät Autobahnen und 
erntet mehr Motorisierten Individualverkehr (MIV), der die Straßen und Plätze im Ballungsraum Hamburg 
verstopft. Der Bundesverkehrswegeplan sieht durch neue Autobahnen erzeugten zusätzlichen Straßen-
verkehr aber nicht als Schaden an, sondern hat dafür eine neue Nutzen-Kategorie NI geschaffen  ăImplizi-
ter Nutzen durch zusªtzliche Mobilitªtò (BVWP, S. 59, Tab. 18).  

Definiert wird dieser ăNutzenò sehr verschwommen   

ĂDiese Nutzenkomponente ber¿cksichtigt den Umstand, dass Entscheidungen von Verkehrsteilnehmern bei optional zur 

Wahl stehenden Mobilitätsoptionen nicht allein auf Basis von Reisezeit- und Kostenvergleichen getroffen werden. Zu-

sätzlich beeinflussen auch weitere Faktoren unser Verkehrsverhalten. Zu nennen sind hier beispielsweise die Ausstat-

tungsqualität der zur Wahl stehenden Verkehrsmittel oder auch die persönliche Einstellung des Einzelnen zu diesen 

Verkehrsmitteln. Diese Eigenschaften der Mobilitätsoptionen sind zwar nicht bzw. nur schwer messbar, werden von den 

Verkehrsteilnehmern bei ihren Entscheidungen jedoch ber¿cksichtigt.ñ (BVWP, S. 61) 

Für die A26-Ost wird dieser ăNutzenò laut Dossier mit 490 Mio. Euro beziffert.  

Die bloße Zunahme von Straßenverkehr ist keineswegs ein Nutzen, weder für den Einzelnen noch für die 
Wirtschaft und Gesellschaft. Sie ist das Gegenteil der von Hamburg propagierten ăverkehrssparsamenò 
Mobilitätspolitik.  

Besonders brisant aber ist es, wenn unter dem Label NI auch faktisch von der S-Bahn verlagerter Verkehr 
gefasst wird, so dass die Verlagerung vom ÖPNV zum MIV als Nutzen erscheint, wie es bei der A26-G10-HH 
der Fall ist. Dabei war die S-Bahn ja gerade erfolgreich bis Stade gebaut worden, um den Verkehr von der 
Straße weg zu holen. Allerdings fährt sie zu selten und ist übervoll, so dass es Anreize gibt, auf das Auto 
zurück zu kehren, sobald eine Autobahn dafür zur Verfügung steht.  

Für Fälle, wie sie exemplarisch bei der S-Bahn und der A26-Ost im Ballungsraum Hamburg auftreten, wird 
in einer Überprüfung der Nutzen-Kosten-Analyse im Bewertungsverfahren zum BVWP ein Sondergutach-
ten gefordert.   

ĂProbleme kºnnten sich é ergeben, wenn im Einzelfall Ballungsraumprojekte zu bewerten sind, bei denen den Verlage-
rungswirkungen vom ÖPNV auf den MIV eine entscheidende Bedeutung für das Bewertungsergebnis zukommt. Diese 
Probleme bestehen darin, dass die für die Prognose der betreffenden Verlagerungswirkungen erforderlichen Nachfra-
gematrizen und Netzmodelle des ÖPNV in den Ausgangsdaten aus der VP 2030 nicht enthalten sind é. In diesen Fäl-
len wäre die Erstellung von Sondergutachten unter Hinzuziehung geeigneter Nachfragematrizen und Netzmodelle des 
ÖPNV erforderlich. Standardmäßig ist dies im BVWP-Prozess allerdings nicht vorgesehen.ñ(BMVI 2015, S. 12)  

Im Ergebnis passiert das, wovor das Gesamtmobilitätskonzept für den Süderelberaum gewarnt hat:  

ĂAuf alle Fªlle muss vermieden werden, dass in Folge von straÇenseitigen InfrastrukturmaÇnahmen (z.B. Neubau A26) 
die Attraktivitªt des ¥PNV abnimmt.ñ (Rºhling, 2012  S.100) 
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6.2 Verlagerung von  der S_Bahn auf die A26-Ost. 

 
Openstreetmap/Rothschuh 

Die Autobahn 26 (in Bau bzw. in Planung) verläuft parallel zur S-Bahn und dem Metronom. Die nun als 
Neubau geplante A26-Ost (Hafenquerspange) bietet den Pendler*innen eine direkte Autobahn-Verbindung 
zur Hamburger Innenstadt als Alternative zur S-Bahn an. Deshalb ist davon auszugehen, dass der ăindu-
zierte Verkehrò grºÇtenteils von der S-Bahn verlagerter Verkehr ist. 

6.3 Alternative : Ausbau des ÖPNV 

Der auch für den BVWP tätige Verkehrsgutachter Röhling fordert im Gesamtmobilitätskonzept für den 
Süderelberaum, das er im Auftrag Hamburgs erarbeitet hat   

ĂDie Bereitstellung einer leistungsfªhigen StraÇeninfrastruktur kann aber nicht alleiniges Mittel zur Sicherstellung einer 
verträglichen Verkehrsabwicklung sein. Ein weiterer wesentlicher Aspekt liegt in der Vermeidung von Fahrten im MIV 
und damit einer Verlagerung auf verträglichere Verkehrssysteme wie den ÖPNV. Voraussetzung hierfür ist ein attrakti-
ves und leistungsfähiges ÖPNV-Angebot, welches im Süderelberaum auf den Hauptachsen schon einen hohen Stan-
dard aufweist, aber weiterhin verbessert werden soll. Ein weiterer wichtiger Aspekt in Zusammenhang mit der verträgli-
chen Verkehrsabwicklung ist die frühzeitige Berücksichtigung der verkehrlichen Erreichbarkeit (MIV und ÖPNV) bei der 
Planung von verkehrsintensiven Nutzungen.ñ (Röhling Juli 2012 #9154  115) 

Allein durch Verstärkung der S-Bahn und Verbesserung der Erreichbarkeit könnten laut Gesamtmobili-
tätskonzept 15.900 Fahrten / Tag gespart werden  

ĂDie hohe Auslastung der S-Bahn S3/S31 ist Indiz für die Attraktivität dieses Angebots und legt den Schluss nahe, dass 
durch eine Kapazitätserhöhung auf dieser Achse in Verbindung mit einem bedarfsgerecht angepassten Busangebot wei-
teres Verlagerungspotenzial vom MIV auf den ÖPNV ausgeschöpft werden kann. Auf alle Fälle muss vermieden werden, 
dass in Folge von straßenseitigen Infrastrukturmaßnahmen (z.B. Neubau A26) die Attraktivität des ÖPNV abnimmt. In 
den Varianten 21 (ohne Hafenquerspange) und Variante 22 (mit Hafenquerspange) wurde daher eine Stärkung der S-
Bahn-Achse im Süderelberaum untersucht und die Auswirkungen auf den MIV quantifiziert.ñ (Röhling Juli 2012, S.99-
100)  é 

ĂDie Variante 21 basiert auf den gleichen netzseitigen Grundlagen wie der Prognosenullfall und beinhaltet damit nicht 
die Hafenquerspange. Nachfrageseitig ist eine Stärkung des ÖPNV in Form einer weiteren S-Bahn-Verstärkerlinie zwi-
schen der Hamburger Innenstadt und Neugraben mit entsprechender Reduzierung der Pkw-Nachfrage berücksichtigt. é 
Durch eine Abschätzung des Verlagerungspotenzials (ca. 15.900 Pkw-Fahrten/24h) wirkt diese Maßnahme in einer ent-
sprechenden Reduzierung der Straßenverkehrsbelastungñ (Röhling Juli 2012 S.89) 
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6.4 Mehr und besserer Schienenpersonennahverkehr  (SPNV) holt Pendler von der 
Straße zur Bahn . 

ĂAls beispielhafte Maßnahmen zur Verwirklichung des ĂSprung über die Elbeñ stehen neben der é Verstärkung der S-
Bahn langfristig der weitere Ausbau der U4, der die Hafen-City mit dem Bahnhof Harburg verbinden soll.ñ (Röhling Juli 
2012 #9154  102)   

Entwickelt werden muss ein zusammenhängendes Konzept für den Ausbau des SPNV im Süden.  

Die S-Bahn muss von einem Transportmittel für ăBeförderungsfälleò zu einem attraktiven Verkehrsmittel 
für alle Menschen werden. Das Normale muss sein, dass gerade bei langen Strecken alle einen Sitzplatz ha-
ben. Eine zumeist übervolle S-Bahn vertreibt Menschen von der Bahn auf die Straße.  

¶ Mehr S-Bahn-Züge und -Langzüge 
¶ Ausbau der Stationen westlich von Neugraben auch für Langzüge 
¶ Verstärkungslinie S32 und engerer Takt auch in Nebenzeiten 
¶ Bessere Anbindung an die Stadtteile mit Bussen und Fahrrädern 
¶ Funktionierende Rolltreppen und Fahrstühle 
¶ Geschützte Warteplätze 
¶ Funktionsfähige Toiletten, deren Nutzung im Fahrpreis enthalten ist 
¶ Neue Stationen  

o Station Süderelbbrücke (südlich der Kornweide) für neue Wohngebiete,  
o Station Bostelbek für Pendler, die z.B. von der A7 in die S-Bahn umsteigen 

Die seit langem versprochene Verlängerung der U-Bahn 4 muss in Angriff genommen werden. In einer 
Ausführung als Hochbahn steht dafür noch die Trasse der jetzigen Wilhelmsburger Reichsstraße zur Ver-
fügung. 

Die Regionalbahn (derzeit Metronom) muss häufiger bis zum Hauptbahnhof weiter fahren.  

Es muss Busverbindungen in alle Richtungen geben. 
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7 DIE A26-OST IST KEIN ȵ,ÜCKENSCHLUSSȰ IM AUTOBAHNNETZ. 
Es ist schwierig nachzuvollziehen, was die Projektstudie unter einem ăNetzl¿ckenschluss zwischen den 
BundesfernstraÇen A7/A26 im Westen und der A1 im Ostenò (DEGES 2009  S.4) versteht. Es gibt keine ăLü-
ckeò wie z.B. bisher bei der A23, wo zwei Teilstücke bei Itzehoe erst noch verbunden werden mussten. Es 
gibt lediglich die Situation, dass Hamburg umfahren werden muss.  

Für eine Umfahrung gibt es meistens drei Gründe (a) ökologische, (b) geographische (z.B. Gebirge, Flüsse) 
sowie (c) Gründe der Stadtentwicklung. 

In Hamburg treffen alle drei Gründe zu. Die Elbe hindert eine direkte südliche Durchfahrung und verteuert 
sie sowohl im Bau als auch in der Unterhaltung. Hamburg und Harburg werden deshalb südlich umfahren 
über Maschen. Künftig wird es auch eine etwas weiträumigere Umfahrung über die A20 im Norden geben. 

Von der A7, insbesondere der Anschlussstelle Waltershof, sind für den Fernverkehr alle Verkehrsrichtun-
gen erreichbar  Nach Norden die A7, nach Süden und Westen die A1 über Maschen, nach Osten die A1 über 
Maschen sowie über die künftige A20 Bad Bramstedt-Lübeck. 

Die A26 war bis 2011 nicht mit dem Ziel einer Verlängerung bis zur A1 geplant, sondern einer Anbindung 
an die A7, die wiederum über Maschen mit der A1 verbunden ist.  

éAutobahnring um Hamburg  

Der Autobahnring um Hamburg macht die 
A26-Ost für den überregionalen Verkehr 
entbehrlich. 

 

Bad Segeberg - A20 ðBad Bramstedt ð A7 ð 
Maschen ð A1 ð Bargteheide ð A21 ð Bad 
Segeberg  

 

Im Bedarfsplan BVWP 2030:   

A20 Bad Segeberg ð Bad Bramstedt:  
Neubau ăfest disponiertò 

A7 Ausbau ăfest disponiertò bzw.  
ăvordringlicher Bedarfò 

A1 Horster Dreieck ð Stillhorn  
Ausbau ăweiterer Bedarfò 

A1 Stillhorn ð HH-Südost: 

Ausbau ăvordringlicher Bedarfò 

 

 

 

 

 

 

 

Bundefernstraßenbedarfsplan , Dezember 2016, Einträge Rothschuh 
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Nach den Erfahrungen mit der A7, die seinerzeit als Umfahrung von Hamburg durch Industriegebiete ge-
sehen wurde, aber durch die Stadtentwicklung jetzt unmittelbar Stadtteile zerschneidet, ist es Konsens, 
dass Durchfahrtverkehr nicht mitten durch die Stadt geführt werden soll, wie es jetzt bei der A26-Ost vor-
gesehen ist. Axel Gedaschko, damals Senator der BSU und der Wirtschaftsbehörde, jetzt Präsident des 
GdW, Bundesverband der deutschen Wohnungs- und Immobilienunternehmen, hat das so ausgedrückt  

ĂDas Grundübel ist eine falsche strategische Ausrichtung der Verkehrswege in dieser Stadt in der Vergangenheit. Es war 
völlig falsch zu sagen  Es muss jede Autobahn quer durch Hamburg gehen. Damit hat man künstlich einen Staubsauge-
reffekt für den gesamten Verkehr geschaffen. Und wenn auf einer der Autobahnen ein Stau entsteht, was täglich pas-
siert, weicht sofort der ganze Verkehr mitten in die Stadt aus. é Die Lösung heißt  Wir müssen den Fernverkehr aus der 
Stadt herausbekommen.ñ (WELT, 7.7.2007) 

Weitere Zäsuren und Barrieren in Form einer Querautobahn verträgt die Elbinsel auch nach Ansicht des 
Verkehrsplaners Prof. Dr. Hartmut Topp nicht. Zudem würde dieses kurze Stück Autobahn zu einem der 
teuersten in der Geschichte der Bundesrepublik werden. 

ĂEs ist verkehrsplanerisch anerkannte Praxis, überregionalen Autobahnverkehr nicht durch Stadtgebiete, sondern um 
diese herum zu führen. Lückenschlüsse im Autobahnnetz dürfen also nicht in besiedeltem Gebiet gesucht werden, und 
erst recht nicht in einem so vorbelasteten Gebiet wie Wilhelmsburg und auf einer bei aller Vorbelastung empfindlichen 
Insel. Mit Blick auf das Autobahnnetz südlich von Hamburg und den dort vorhandenen Verknüpfungen der Autobahnen 
stellt sich ohnehin die Frage, ob die durch den Lückenschluss erreichbaren Reisezeitverkürzungen die mit der HQS als 
Autobahn verbundenen Eingriffe und Aufwände rechtfertigen.ñ (IBA Hamburg 9.8.2012, S.3) 

 

Bedarfsplan für die Bundes-
fernstraßen. Dezember 2015, 
Einträge Rothschuh 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Deshalb ist es sinnvoll, den von der A26-West kommenden Verkehrsstrom auf die bestehende südliche 
Umfahrung Hamburgs zu lenken, ggf. auch mit einer Aufstufung des Ausbaus der A1 zwischen Maschen 
und Stillhorn vom weiteren in den vordringlichen Bedarf. 
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8 EINE NEUE STADTAUTOBAHN GEFÄHRDET WOHNUNGSBAU UND 

STADTENTWICKLUNG. 
In dem Antrag auf Linienbestimmung von 1999 wurde die jetzt für die A26-Ost gewählte Südtrasse aus 
städtebaulicher Sicht abqualifiziert:  

ĂAus stªdtebaulicher Sicht gehen von der S¿dtrasse die grºÇten Beeintrªchtigungen sowohl f¿r die heutige Nutzungs-
struktur (Zerschneidung in Wilhelmsburg Süd/ Kornweide) als auch für die langfristigen Entwicklungsperspektiven in 
Moorburg (Hafenerweiterung), Kirchdorf-Mitte/Nord (Wohnungsbau) und in Wilhelmsburg-Süd/Ost (Landschaftsraum-
entwicklung) aus. Daher kann die S¿dtrasse aus stªdtebaulicher Sicht nicht empfohlen werden.ñ Baubehºrde Hamburg 
1999, S. 14 

8.1 Bundeskabinett streicht Behaup tung einer städtebaulichen Wirkung der A26 -.Ost 

Im Entwurf des BVWP, S.104, hieß es in der Zeile zur A26-Ost, diese hätte eine "sehr hohe städtebauliche 
Wirkung". Dieser Vermerk ist jetzt im Beschluss der Bundesregierung vom 3.8.2016 ersatzlos gestrichen, 
nachdem Eingaben der Bürgerinnen und Bürger sowie die Abstimmung u.a. mit dem Umwelt- und Baumi-
nisterium erfolgt sind.  

Vielleicht bezog sich diese Aussage auf den Städtebaulichen Fachbeitrag (PPL, 2010) aus dem Verfahren in 

der Linienbestimmung. In diesem Beitrag wird die "Städtebauliche Qualifizierung der Vorzugstrasse" (S.14-

17) weder anhand der Perspektive der Bewohner, des Wohnungsbaupotenzials, noch anderer Kriterien des 

Städtebaus vorgenommen, sondern anhand der Perspektive des Autofahrers, der auf der Straße fährt. Man 

liest einen ausgiebigen Erlebnisbericht eines fiktiven Autofahrers über die neue Autobahn, der seine Blicke 

über Hamburg von der Hochstraße und der Brücke über die Elbe schweifen lässt, soweit er nicht von 

lästigen Lärmschutzwänden gestört ist. Bei der Strecke durch Wilhelmsburgs Wohngebiete ς in der 

Nachbarschaft zu dieser neuen Autobahn leben 7.000 Menschen ς sei es gut, dass er nichts sähe, weil da 

auch nichts eines Blickes wert sei.  

De Strecke durch Wilhelmsburg und durch die Wohngebiete, wird so gekennzeichnet:  

ĂNach der Querung der Georg-Wilhelm-

Straße senkt sich die Trasse in die Trog- 

bzw. Tunnelebene unter dem neuen An-

schlussknoten der Wilhelmsburger 

Reichsstraße und der DB-Hauptstrecke 

ab. Dabei wird ein kurzer Blick auf das 

IGS-Gelände frei, wenn es gelingt die ggf. 

notwendigen Lärmschutzmaßnahmen ent-

sprechend zu gestalten.  

Die weitere Fahrt durch den Lärmschutz-

tunnel führt in einem bis zur Anschlussstel-

le mit der A1 führenden Einschnitt, der 

keine weiteren das Stadtbild erfassenden 

Blickbeziehungen zulässt, was angesichts 

des vorhandenen Siedlungsbestandes hier 

auch nicht sinnfällig wäre. So kann sich der Autofahrer ganz auf die Einfädelung in die A1 konzentrierenñ. {PPL-
Architektur und Stadtplanung GmbH, S. 16} 

Diese ăstªdtebauliche Qualifizierungò erf¿llt keine der im BVWP geforderten Kriterien einer stªdtebauli-
chen Beurteilung (BVWP, S.68ff). Würde man eine solche durchführen, käme man, wie schon in der Li-
nienbestimmung von 1999, zu einer negativen Beurteilung.  

Die Autobahn soll Moorburg und den Wilhelmsburger Süden zerschneiden. Sie bringt Lärm und Abgase 
nicht nur in diese Stadtteile, sondern wegen ihrer überwiegenden Hochlage auf Stelzen auch in die be-
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nachbarten Stadtteile Bostelbek und Harburg, insbesondere den Harburger Binnenhafen. Sie verhindert 
möglichen Wohnungsbau am Hauland und im Bereich der Kornweide.  

Hamburg rechnet sich hoch an, dass im Westen (Altona, Othmarschen, Stellingen) nach 40 Jahren nun im 
Laufe der nächsten 15 Jahre Deckel über die Autobahn A7 gebaut werden sollen. In der Mitte Hamburgs, 
also in Wilhelmsburg, soll nun gleichzeitig die Stadt neu durch eine Autobahn zerschnitten werden. 

ĂIm Ergebnis kann belegt werden, dass die Belastungen durch große Verkehrsanlagen wie Stadtautobahnen in den an-
grenzenden Wohngebieten zu sozialen Abwertungsprozessen, zu einer Zunahme von einkommensschwachen Haushal-
ten und zu einer Verstärkung von Segregationsprozessen führen.ñ{Ehrhardt 2010, S. 26} 

Der Artikel von Oliver Schirg in der Online-Ausgabe des Hamburger Abendblatts vom 26.3.2016, ăDie irre 
Vision von einer Hamburger Stadtautobahnò35, macht deutlich, welche verheerenden Auswirkungen eine 
Stadtautobahn mitten durch eine Stadt hat.  

8.2 Stadtautobahnen zerstören Wohnbauperspektiven.  

1979 wurde das Hamburger Programm für Stadtautobahnen aufgegeben, weil es Bürgerwiderstand gab 
und die Erkenntnis, dass Stadtautobahnen die Entwicklung lebendiger Stadtteile konterkarieren. Dennoch 
wurde eine Stadtautobahn südlich der Norderelbe dagegen massiv, aber erfolglos voran getrieben, die 
ăHafenquerspangeò, bis 2009 durch den Norden, seither durch den Süden Wilhelmsburgs.  

Mit der Internationalen Bauausstellung 2006-2013 und dem ăSprung ¿ber die Elbeò m¿sste aber bewusst 
geworden sein, dass Wilhelmsburg nicht nur Industrieort mit einigen Wohnsiedlungen ist, sondern ein at-
traktiver, wichtiger und zentraler Ort des Lebens und Arbeitens von immer mehr Menschen. Bei jetzt über 
52.000 Bewohnern leben jedes Jahr ca. 1000 Bewohner mehr in Wilhelmsburg und die Perspektive der 
Handelskammer von 2004, es könnten einmal 100.000 werden, ist nicht unrealistisch, wenn die Wohnbe-
dingungen verbessert anstatt verschlechtert werden.  

Im S¿den Wilhelmsburgs sah die IBA am Hauland eine Siedlung mit ăKlimahªusernò vor36.  

Die Handelskammer brachte schon 2004 Wohnbebauung um die Kornweide herum in die Diskussion37. 
Wird die A26-Ost gebaut, durchschneidet sie direkt das von der Handelskammer angesprochene Gebiet 
und verhindert auch Wohnungsbau am Hauland neben einer dann Dreifachtrasse von Bahn, hoch gestän-
derter Autobahn und der nach wie vor stark befahrenen Kornweide. 

 

                                                             
35 www.abendblatt.de/hamburg/article207295329/Die-irre-Vision-von-einer-Hamburger-Stadtautobahn.html  
36 Vgl. IBA Hamburg, 2010 
37 Wolf/ Siebrand, Handelskammer, 2004 

http://www.abendblatt.de/hamburg/article207295329/Die-irre-Vision-von-einer-Hamburger-Stadtautobahn.html
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Handelskammer 2004, Einträge Rothschuh 

Ohne neue Autobahn kann Wilhelmsburg der Vorreiter beim Wachstum der Stadt bleiben. Ob es, wie die 
Handelskammer vorgeschlagen hat, einmal 100.000 Bewohner werden oder wie viele auch immer, ist in 
der Zukunft zu entscheiden. Ein baldiger Bau einer Hochbahn (als Verlängerung der U4) über Wilhelms-
burg bis Harburg würde Wohnungsbau in großem Umfang nach sich ziehen. Beim Bau einer Autobahn 
aber ist der Stadtteil für alle Zeiten so zerschnitten, dass Stadtentwicklung im Süden nicht mehr möglich 
ist. 

Wilhelmsburg und Moorburg sind schon jetzt gebeutelt von Verkehrstrassen. Eine zusätzliche Autobahn 
(die Kornweide soll ja weiter erhalten bleiben) entlastet keine Wohnstraßen, sondern führt mehr Verkehr 
in die Stadtteile. Sie verschlechtert massiv die Lebensbedingungen in Wilhelmsburg und Moorburg. Ganz 
besonders gilt das für die große Wohnsiedlung Kirchdorf-Süd, die dann direkt am Autobahndreieck liegt. 

Eine Autobahn durch Wilhelmsburg hat auch für Harburg nicht den versprochenen Nutzen. Auch wenn 
der Verkehr auf der B73 leicht reduziert wird38, bleibt die Trennwirkung der Buxtehuder Straße aufgrund 
ihrer Lage als Doppeltrasse mit der Bahn bestehen.  

  

                                                             
38 Fraglich ist, ob es überhaupt zu einer Reduzierung des LKW Verkehrs auf der B73 käme. Nach der Linienbestim-
mung wird die B73 im Harburger Raum nach Fertigstellung der A26-Ost abgestuft zu einer Stadtstraße ð damit ent-
fällt für sie die Mautpflicht und sie zieht Ausweichverkehr der LKW auf sich.  
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8.3 Die Alternative  ist vor allem verbesserter SPNV : 

Öffentlicher Nahverkehr vor allem auf der Schiene muss den Personenverkehr von den belastenden 
Durchgangstrassen auf die Bahn verlagern. Für den Hafenverkehr braucht es ein entlastendes Führungs-
konzept für die Wohnstraßen, wie es schon einmal von der HPA für Wilhelmsburg vorgelegt wurde39. Auch 
großflächiges Tempo 30 kann nicht nur den Radverkehr fördern, sondern auch Menschen dazu bewegen, 
stärker den ÖPNV zu nutzen. 

8.4 !ÕÃÈ ÆİÒ 7ÉÌÈÅÌÍÓÂÕÒÇ ÇÉÌÔȡ ȵ/ÈÎÅ $ÁÃÈ ÉÓÔ +ÒÁÃÈȰ 

Geplant war bis zum Sommer 2016 eine Hochstraße bis zur Überquerung der B75, anschließend ein kurzer 
Tunnel und dann ein offener Trog bis zum neuen Autobahndreieck Hamburg-Stillhorn direkt neben der 
Großwohnsiedlung Kirchdorf-Süd.  

 
DEGES ð Präsentation 30.6.2015 

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte hatte bereits in einem Schreiben des Bezirksamtsleiter Markus Schreiber 
(SPD) zur Linienbestimmung unter Verweis auf die Planungen für die A7 eine vollständige Untertunnelung 
des Kirchdorfer Gebiets oder eine Verlagerung auf das Gebiet Hamburg-Neuland gefordert.  

 Das Bezirksamt unterstützt die Entscheidung, im Rahmen eines neuen Linienbestimmungsverfahrens die bisher festge-
legte Nordtrasse aufzuheben und an ihrer Stelle eine Südtrasse festzulegen. 

Erneut wird jedoch an dieser Stelle, - wie bereits im Rahmen des Scopingverfahrens mit Stellungnahme vom 28.Juli 
2009 dargetan,- darauf hingewiesen, dass die Akzeptanz einer Südtrasse entscheidend von ihren Auswirkungen auf die 
Stadtteilentwicklung sowie auf die Umwelt und den Artenschutz abhängt. 

Angesichts des thematisierten "Sprung über die Elbe" wird deutlich gemacht, dass auch die Südvariante eine durch die 

                                                             
39 Vgl. Hamburg Port Authority, 2010 
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Hafenbahntrasse in Teilbereichen bereits bestehende Barriere manifestieren wird. Hier sind neben dem Lärmschutz die 
Entwicklung von Querungsmöglichkeiten in Nord-Süd-Richtung sowie die Vermeidung von Hochpunkten der Trasse zu 
berücksichtigen.  

Eine teilweise Führung der Südtrasse in Form eines offenen Troges im Bereich der östlichen Kornweide wird abgelehnt. 
Die ĂTroglºsungñ w¿rde eine landschaftlich und naturschutzfachlich negative Zäsur für den Süden Wilhelmsburgs zur 
Folge haben. Vergleichbare auch stadträumliche Negativwirkungen sollen nach jahrzehntelangen Diskussionen in Alto-
na nachträglich durch den Bau eines Deckels geheilt werden. Folglich wird dafür plädiert, die für die Naherholung im Sü-
den Wilhelmsburg wichtige Landschaft (Landschaftsachse und Grüne Wegeverbindunng gemäß Lapro) zu schützen, 
indem eine überdeckelte Variante Grundlage der weiteren Planungen ist und dies auch im Linienbestimmungsverfahren 
zum Ausdruck gebracht wird. Alternativ ist eine Führung über die Europabrücke, die A 253 und die Neuländer Straße auf 
die Autobahnauffahrt Hamburg-Harburg umzusetzen. (Bezirksamt Hamburg-Mitte, 11.2.2010) 

Wenn gegen alle Vernunft diese Autobahn doch gebaut wird, dann müssen wenigstens die Erfahrungen 
von der A7 berücksichtigt werden. Nach 40 Jahren ist dort nun auf der Grundlage der Planungen einer 
B¿rgerinitiative ăOhne Dach ist Krachò entschieden, dass die noch einmal erweiterte Autobahn in lªnge-
ren Abschnitten unter einen Landschafts-ăDeckelò gelegt wird, so dass in der Umgebung neuer Woh-
nungsbau entstehen kann. Dieses wird als ăStadtreparaturò verstanden.  

Man darf nicht mit der A26-Ost die Landschaft erst zerreißen um dann auf eine Stadtreparatur in mehre-
ren Jahrzehnten zu warten, sondern muss, wenn die Straße gegen alle Vernunft gebaut würde, sofort han-
deln.  

8.5 Neueste Planung: Der Autobahn -Trog in Kirchdorf und Finkenriek verschwindet ɀ 

Ein zentrales Merkmal der Planung ist seit der ersten Vorstellung der Planungen durch die damalige Sena-
torin Hajduk von den Grünen im Jahr 2009, dass  die Strecke in Finkenriek und Kirchdorf zwischen Bahn 
und Autobahn 1 vollständig unterhalb der Erdoberfläche liegen sollte, mit einem Tunnel von der Bahn bis 
zur Otto-Brenner-Straße und einem anschließenden Trogbauwerk bis zur A1.  

ĂFür die weitere Planung, das ist wichtig, haben wir den Verlauf dieser Hafenquerspange bereits in diesem frühen Stadi-
um so entschieden, dass wir im Bereich der Wohnbebauung an der Kornweide nur einen Tunnel für verträglich halten 
und für die weitere Strecke bis zur A 1 wegen Lärmschutzmaßnahmen der Bau in Troglage vorzusehen ist. é 

Insofern haben wir mit dieser Linienbestimmung eine Trasse entwickelt, die klare Vorteile gegenüber der bisherigen Pla-
nung hat und den Belastungen, die die Menschen durchaus davon haben ï das kann man nicht leugnen ï, so gut wie 
mºglich Rechnung trªgtñ ĂAnja Hajduk, Plenum der Hamburgischen Bürgerschaft, 31.3.2010, S. 3125 

In der Linienbestimmung ist die A26-Ost mit einem 650m langen Tunnel sowie einem anschließenden Trog 
bis zur A1 geplant. Das schlägt sich im Höhenplan der Linienbestimmung nieder:  
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http://www.hamburg.de/contentblob/3273960/af6b4f9538376e64626c6f0e81ebfe8b/data/3-2-uehp-sued-1.pdf 

Die Planung mit Tunnel und dem bis zur A1 durchgehenden Trog war konstitutiv für 

¶ die 2009 getroffene Entscheidung der Senatorin Hajduk und des Senators Gedaschko sowie anschlie-
ßend des Hamburger Senats für die Bestimmung der Linie auf der Südtrasse statt zuvor auf der Nord-
trasse; 

¶ die Entscheidung der Bürgerschaft für diese Linie; 
¶ die milde Beurteilung der Trasse in der Umweltverträglichkeitsstudie, die auch dem Planfeststellungs-

verfahren für die A26-Ost Abschnitt 6a zugrunde liegt;  
¶ die Präferenz für die Südtrasse im Erläuterungsbericht zur Linienbestimmung 2011/2012, die im Ge-

gensatz zur Einstufung in der Linienbestimmung von 1999/2005 stand, in der es hieß:  

ĂDie Südtrasse ist aus Umweltsicht ungünstiger zu beurteilen als die Nordtrasse und Diagonaltrasse-West. Konflikt-
schwerpunkte bestehen in Moorburgéund im Bereich Kornweide/ Wilhelmsburg-Ost. Im Bereich Kornweide/ Wilhelms-
burg-Ost entstehen u.a. Verluste von Wohngebäuden an der Kornweide, Verluste von Erholungsflächen, Biotopverluste 
(Grünland und Feuchtgrünland), Beeinträchtigungen von Wohnbau. Und Erholungsflächen durch Verlärmung und Zer-
schneidung sowie visuelle Beeinträchtigungen, Verlärmung der Bruthabitate von zwei Vogelarten der Hamburger Roten 
Liste, Schadstoffeinträge in Böden, Biotope und Oberflächengewässer sowie bauliche Eingriffe in drei Oberflächenge-
wªsser. Betroffen sind die Schutzg¿ter Mensch, Kima, Boden, Wasser, Tiefe, Pflanzen sowie Landschaftsbild.ñ (Baube-
hörde Hamburg, 1999 S.13f) 

Nur mit einem Tunnel und anschließenden Trog bis zur A1, betont die  Umweltverträglichkeitsstudie, sei 
das Wohngebiet Kirchdorf Süd, wenigstens etwas vor Lärm, Schadstoffen geschützt, würde die Landschaft 
nicht allzu sehr zerschnitten und wäre die Planung einigermaßen mit der Stadtentwicklung verträglich. 
Nur deshalb auch könnte die Linie durch den Süden Wilhelmsburgs einer nördlichen Trasse vorgezogen 
werden.  

Konstitutiv bedeutet, dass es sich beim Trog nicht etwa um eine bloße Lärmschutzmaßnahme handelt, die 
man  z.B. auch durch eine sehr hohe Lärmschutzwand ersetzen könnte, sondern dass weder die damalige 
Verkehrssenatorin, noch die Bürgerschaft, noch der Senat, noch die DEGES, noch die Umweltprüfung die-
ser Trasse hätte zustimmen können - wenn man ein Minimum von Glaubwürdigkeit unterstellt.  

 

http://www.hamburg.de/contentblob/3273960/af6b4f9538376e64626c6f0e81ebfe8b/data/3-2-uehp-sued-1.pdf
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Die Planung ist in drei Schritten verändert worden:  

1. Verlagerung der A26-Ost in die Katenweg-Siedlung 

Nach der veränderten Planung von 2015 soll die A26-Ost nicht mit einem 650m langen Tunnel unterhalb 
der bestehenden Kornweide verlaufen, sondern mit einem 390m langen Tunnel das Wohngebiet Finken-
ried direkt durchschneiden.  

 
DEGES: Darstellung der A26-Ost im Stadtplanungsausschuss am 30.6.3015 

 
Ausschnitt aus DEGES-Präsentation 30.6.2015: Nach dem Tunnel unter der Siedlung Katenweg verläuft die A26-Ost im 
Trog. Unter dem Brausielgraben, dem Stübenhofer Weg und der Autobahn A1. 

Diese Planung der A26-Ost mit Tunnel und Trog lag offenbar auch den Koalitionsverhandlungen zwischen 


































































